




Liebe Leserinnen und Leser, 

vor 20 Jahren fand der Volksentscheid „Mehr Demokratie in Bayern“ statt. Ein von 
Mehr Demokratie initiiertes breites Bündnis setzte gegen den erbitterten Widerstand 
der CSU Bürgerbegehren und Bürgerentscheide auf kommunaler Ebene durch. Seitdem 
hat Bayern tausende Bürgerbegehren und Bürgerentscheide erlebt. 

Mehr Demokratie erhielt mit dem Erfolg in Bayern enormen Schub. Zum ersten Mal 
in der bundesdeutschen Geschichte schenkten sich die Bürger/innen selbst mehr Mitent­
scheidungsrechte! Dieses Beispiel sollte Schule machen. Thomas Mayer, der ehemalige 
Geschäftsführer von Mehr Demokratie und Initiator des bayerischen Volksbegehrens, 
übertreibt nicht, wenn er sagt, dass es ohne diesen Volksentscheid Mehr Demokratie in 
seiner heutigen Form nicht gäbe (siehe das Interview mit ihm ab Seite 12). 

Wir nutzen diesen Anlass, um uns ausführlich mit diesem Volksentscheid und sei­
nen Folgen zu beschäftigen. Neben Thomas Mayer berichtet mit Brigitte Krenkers 
vom OMNIBUS für Direkte Demokratie eine weitere Initiatorin des Volksbegehrens, 
von dieser aufregenden Zeit in Bayern (ab Seite 20). Susanne Socher, Mitglied im 
bayerischen Landesvorstand von Mehr Demokratie, betrachtet die neue demokratische 
Kultur, die sich mit den neu eingeführten Rechten entwickelt hat, und erzählt aus der 
Bürgerbegehrensberatung, die sie seit vielen Jahren leistet (ab Seite 14). Sehr spannend 
ist auch das Gespräch zwischen Christian Ude, der damals Oberbürgermeister der Stadt 
München war, und Peter Gauweiler, der sich von einem strikten Gegner der direkten 
Demokratie zu einem klaren Befürworter gewandelt hat. 

Mich selbst hat der bayerische Volksentscheid inspiriert, Ähnliches in Hamburg zu 
versuchen. Mit Erfolg, denn seit 1998 können auch die Hamburger/innen auf lokaler 
Ebene mitentscheiden. Viele weitere Menschen hat das bayerische Beispiel ebenso in­
spiriert, aktiv zu werden. Volksbegehren sind die große Stärke von Mehr Demokratie. 
Wir werden auch in Zukunft davon Gebrauch machen. Lassen Sie sich überraschen… 

Viel Spaß bei der Lektüre des Magazins wünscht

Ihr Michael Efler

EDITORIAL
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von Mehr Demokratie.
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Noch immer weigern sich die Verhandlungspartner, 

wesentliche Dokumente zu TTIP und CETA zu  

veröffentlichen. Auch das CETA-Verhandlungsmandat 

bleibt unter Verschluss.

TEXT CHARLIE RUTZ

EIN MANIFEST DER 
KONZERNE? 

Foto: Christoph Behrends (CC BY-NC-SA 2.0)
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EUROPA

Observatory veröffentlichte eigene Zah­
len, die diese Dominanz von Konzernin­
teressen auch für die Vorjahre bestätigen.2 
Welche Lobbykontakte das Team pflegt, 
das die TTIP-Verhandlungen direkt be­
gleitet, bleibt im Dunkeln, denn diese 
sind vom Transparenzregister der EU, auf 
das sich die Studie von Transparency In­
ternational stützt, nicht erfasst. Zugleich 
stellen sich immer mehr kleine und mit­
telständische Unternehmen gegen TTIP3. 
Dazu gehört die in Österreich gegründete 
Initiative „KMU gegen TTIP“, die mitt­
lerweile auch in Deutschland aktiv ist.  
Bereits mehr als 1.000 Unternehmen ha­
ben in beiden Ländern den Aufruf für 
einen Stopp der TTIP-Verhandlungen 
sowie einen fairen, transparenten Frei­
handel auf Grundlage hoher Umwelt- und 
Sozialstandards unterschrieben.

EU-Parlament spricht sich nicht klar 

gegen ISDS aus

Am 10. Juni schien es kurzfristig so, 
als würde sich das EU-Parlament dem 
Druck der Lobbyist/innen nicht beu­
gen und eine Resolution beschließen, 
die ISDS in TTIP ablehnt. Doch die  
Sozialdemokrat/innen knickten ein 
und sprachen sich gemeinsam mit den 
Konservativen im EU-Parlament nicht 
explizit gegen ISDS, sondern für ein 
„neues System“ des Investorenschutzes 
aus. Demnach soll die EU-Kommission 
sicherstellen, dass ausländische Inves­
toren nicht diskriminiert werden, ohne 
ihnen dadurch mehr Rechte als inländi­
schen Investoren zuzugestehen. ISDS sei 
durch ein neues Verfahren zu ersetzen, 
das demokratischen Grundsätzen ent­
spreche und demokratischer Kontrolle 
unterliege. Öffentliche Verfahren, öffent­
lich bestellte unabhängige Berufsrichter, 
eine Berufungsinstanz und die Achtung 
der ordentlichen Rechtsprechung in der 
EU und den Mitgliedstaaten zählt die 
Resolution auf. Wie das konkret ausse­
hen soll, ist offen. Die EU-Kommission 
hatte zuletzt ein Konzeptpapier für 
die Errichtung eines internationalen  

Mehr als 2,6 Millionen Menschen haben 
die selbstorganisierte Bürgerinitiative 
„Stop TTIP“ unterschrieben. Auf beiden 
Seiten des Atlantiks schwillt der Protest 
weiter an. Wer will das umstrittene Han­
delsabkommen TTIP eigentlich? Eine 
Interessengruppe, die mit besonderer 
Verve für TTIP und CETA eintritt, sind 
multinational agierende Konzerne, die mit 
Mechanismen wie „Regulatorischer Ko­
operation“ und „Investor-Staat-Schieds­
verfahren“ (ISDS) einen maximalen 
Schutz vor staatlichen Eingriffen und or­
dentlicher Gerichtsbarkeit erzielen wollen. 
Sie und ihre finanzstarken Lobbyverbände 
üben enormen Druck auf die politischen 
Entscheidungsträger/innen aus, damit 
diese ihre Interessen durchsetzen – auf 
Kosten von Demokratie und Rechtsstaat.

Mit wem redet die EU-Kommission?

Was genau die Konzernlobbyist/in­
nen mit der EU-Kommission und ihren  
Beamt/innen besprechen, wissen wir 
nicht. Es liegen nur Zahlen über die Häu­
figkeit der Kontakte vor. Laut unserer 
Partnerorganisation Democracy Interna­
tional stehen den 751 EU-Parlamentarier/
innen und 28 EU-Kommissar/innen mehr 
als 30.000  Lobbyist/innen in Brüssel ge­
genüber. Transparency International hat 
herausgefunden, dass sich Vertreter/innen 
der EU-Kommission drei Mal häufiger mit 
Wirtschaftsvertreter/innen als mit ande­
ren Interessengruppen zusammensetzen.1 
Nichtregierungsorganisationen waren nur 
an 18 Prozent der Gespräche beteiligt.  
Die Organisation Corporate Europe  

1 Mit Integrity Watch hat Transpa-

rency International eine Plattform 

ins Leben gerufen, die erhellende 

Auskünfte über die Aktivitäten 

der Lobbyist/innen auf EU-Ebene 

liefert: www.integritywatch.eu
2 Siehe www.corporateeurope.org/

international-trade/2015/07/

ttip-corporate-lobbying-paradise
3 Weitere Informationen unter 

www.kmu-gegen-ttip.de

Handelsgerichtshofes ins Spiel gebracht, 
das ebenfalls öffentliche Verfahren und 
Berufungsmöglichkeiten vorsieht. Geht 
dahin die Reise? Die Gefahr einer Paral­
leljustiz wird damit nicht aus der Welt ge­
schafft – ausländische Investoren sollten 
stattdessen bei Streitigkeiten auf die gut 
entwickelten nationalen Rechtssysteme 
der Vertragsstaaten zurückgreifen. Zu­
dem wiesen die USA den EU-Vorschlag  
bereits zurück.

Kommt der Regulatorische Rat?

Ein von der gemeinnützigen Recher­
cheplattform „Correctiv“ geleakter ver­
traulicher Bericht zeigt die Uneinigkeit 
zwischen der EU-Kommission und den 
EU-Mitgliedstaaten in der Frage, wie 
genau eine regulatorische Zusammen­
arbeit zwischen der EU und den USA 
funktionieren soll. Deutschland und 
Großbritannien äußerten sich zum Bei­
spiel skeptisch zur Einbindung der Mit­
gliedstaaten: Für die EU-Mitgliedstaaten 
solle die regulatorische Kooperation erst 
dann angewendet werden, wenn die USA 
bereit sind, auch ihre Bundesstaaten ein­
zubinden. Dänemark kritisiert den ho­
hen Verwaltungsaufwand; Deutschland, 
Großbritannien und die Niederlande be­
tonen, dass die regulatorische Kooperation 
nicht dazu führen dürfe, dass einseitig 
die Interessen der Industrie bevorzugt 
würden... All das klingt nicht nach einer 
bald bevorstehenden Einigung – anders 
als Regierungsvertreter/innen uns gerne 
glauben machen wollen.

Der „Regulatorische Rat“, der mit 
TTIP kommen soll, würde auf EU-Ebene 
per Kosten-Nutzen-Rechnung prüfen kön­
nen, ob bestimmte Gesetze und Verord­
nungen ein Handelshemmnis darstellen. 
Dabei würden ausschließlich Auswirkun­
gen auf den Handel, nicht auf die Umwelt 
oder Sozialstandards betrachtet. Der Rat 
soll, so die derzeitigen Pläne, auch Be­
troffene anhören – wie oben ausgeführt, 
werden das mit ziemlicher Sicherheit 
überwiegend Vertreter/innen von Indus­
trie und Handel sein. Dieses Gremium 
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dass bestimmte Abgeordnete unter stren­
gen Sicherheitsvorkehrungen in einem 
extra eingerichteten Leseraum in Brüssel 
einen Teil der TTIP-Verhandlungsdoku­
mente einsehen dürfen. Zunächst muss die 
oder der jeweilige EU-Abgeordnete einen 
förmlichen Antrag auf Dokumentenein­
sicht bei der Brüsseler Parlamentsverwal­
tung stellen und eine Geheimhaltungser­
klärung unterzeichnen. Über das, was sie 
oder er sieht und liest, darf nichts an die 
Öffentlichkeit gelangen. Weder Fotoko­
pieren noch Fotografieren der eingese­
henen Informationen sind erlaubt. Allein 
Papier und Bleistift dürfen mitgenommen 
werden. Die Texte sind nur auf Englisch 
verfügbar und es bleibt nur wenig Zeit, 
um sie zu prüfen – und das bei Dokumen­
ten, die teilweise mehrere hundert Seiten 
lang sind. Rosa Pavanelli, Generalsekretä­
rin von Public Services International, der 
globalen Gewerkschaftsvereinigung für 
den öffentlichen Sektor, brachte diesen 
Skandal – auch mit Blick auf das ebenso 
kritikwürdige und geheim verhandelte 
Dienstleistungsabkommen TiSA – so auf 
den Punkt: „Was ist aus unserer Demo­
kratie geworden, wenn die Gemeinschaft 
auf WikiLeaks angewiesen ist, um her­
auszufinden, was unsere Regierungen in 
unserem Namen anstellen?“

ins Leben rufen, der völkerrechtlich ver­
bindliche Entscheidungen treffen kann, 
die über den aktuellen Vertrag hinaus­
gehen. Die künftige Regulierungszu­
sammenarbeit sei zudem nicht auf klar 
definierte Bereiche beschränkt, sondern 
könne sehr weitgehende künftige Ver­
pflichtungen schaffen. 

Bundestag bleibt Zugang zu TTIP-

Dokumenten verwehrt

Während Konzernlobbyist/innen mit am 
TTIP-Verhandlungstisch sitzen, bleiben 
die Volksvertreter/innen größtenteils  
außen vor. Die deutsche US-Botschaft 
lehnte im Juli das Gesuch von Bundes­
tagspräsident Norbert Lammert ab, 
deutschen Abgeordneten Zugang zur 
konsolidierten TTIP-Fassung zu ge­
währen – jener Fassung also, die auch 
die Position der US-Seite enthält. Eine 
nahezu gleichlautende Anfrage der öster­
reichischen Parlamentspräsidentin Do­
ris Bures an die US-Botschaft in Wien 
wurde ebenfalls zurückgewiesen. Die 
USA wollen ausschließlich ausgewählte 
Regierungsbeamte zulassen. Auch EU-
Abgeordnete haben kaum Informations­
rechte – die „Transparenz-Offensive“ von 
EU-Handelskommissarin Cecilia Malm­
ström besteht im Wesentlichen darin,  

könnte verhindern, dass Verbraucher­
schutz-, Gesundheits-, Umwelt- und Ar­
beitsrechtsstandards auf hohem Niveau 
gehalten oder verbessert werden, wenn 
dies den Handelsinteressen widerspricht. 
Das EU-Parlament und die gewählten 
Parlamentarier/innen verlören weiter 
an Einfluss. Der auf EU-Ebene zu den 
größten Lobbyorganisationen zählende 
Arbeitgeberverband „Business Europe“  
drängt darauf, dass über TTIP ein „Re­
gulatorischer Rat“ geschaffen wird, 
denn er würde Konzernen noch mehr 
Mitsprache bei der EU-Gesetzgebung 
ermöglichen. Laut einem von der Arbei­
terkammer Wien in Auftrag gegebenen 
Rechtsgutachten stellen sich TTIP und 
CETA im Bereich der Regulierungszu­
sammenarbeit als besonders weitgehende  
„living agreements“ dar – als völker­
rechtliche Abkommen also, die sich nach 
ihrer Ratifizierung weiter verändern und 
fortentwickeln. Professor Peter-Tobias 
Stoll äußert in dem Gutachten deshalb 
Zweifel an einer effektiven Gewalten­
teilung. Wenn sich ein Abkommen nach 
der Ratifizierung noch verändern kann, 
wie kann das von der parlamentarischen 
Zustimmung bei Abschluss des Vertrages 
noch gedeckt sein? CETA, das fertig ver­
handelt ist, würde einen Hauptausschuss 

Mit Picknickdecken schrieb das Berliner Bündnis „Stop TTIP, CETA, TiSA“ auf das Tempelhofer Feld in Berlin. 

Foto: Stoppt TTIP Berlin (CC BY-SA 2.0)
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Volksabstimmungen zu TTIP und 

CETA möglich

Obwohl TTIP und CETA hinter ver­
schlossenen Türen auf den Weg gebracht 
werden – am Ende entscheiden weder 
die EU-Kommission noch die Verhand­
lungsführer/innen über die Vertragswer­
ke, sondern die Parlamente. Laut einer 
von „Stop TTIP“ in Auftrag gegebenen 
Studie sind die Hürden für die Ratifizie­
rung von TTIP und CETA sehr hoch: In 
27 von 28 EU-Mitgliedstaaten müssen 
die jeweiligen nationalen Parlamente 
zustimmen. In 14 EU-Mitgliedstaaten 
könnte es sogar eine Volksabstimmung 
geben. In Bulgarien, Dänemark, Frank­
reich, Griechenland, Irland, Österreich, 
Polen, Rumänien und Großbritannien 
haben Parlamente, Präsident/innen oder 
Regierungen das Recht, Plebiszite zu 
beschließen. In Kroatien, Litauen, der 
Slowakei, Ungarn und den Niederlan­
den könnte die Bevölkerung selbst ein 
Referendum anstoßen. Von den Ländern, 
die eine Volksabstimmung „von unten“ 
zulassen, setzen die Niederlande dem­
nach eine besonders niedrige Schwelle 
– jedoch ist das Ergebnis nicht bindend. 
Dort ist erst Anfang Juli ein Gesetz in 
Kraft getreten, nach dem 300.000 Bür­
ger/innen, was rund 2,5 Prozent der 

Charlie Rutz

Internet-Redakteur und Verant-

wortlicher für Social Media bei 

Mehr Demokratie.

GROSSDEMO GEGEN TTIP  

UND CETA

Am 10. Oktober lädt ein breites 

Bündnis zur bundesweiten 

Großdemonstration nach Berlin. 

Sie bildet den Abschluss der 

selbstorganisierten Europäischen 

Bürgerinitiative gegen TTIP und 

CETA und soll ein kraftvolles 

Zeichen gegen den Abbau von 

Demokratie und Rechtsstaat 

setzen. Start ist um 12 Uhr am 

Washingtonplatz (zwischen 

Hauptbahnhof und Spree). 

Mehr Informationen gibt es hier:

n	 www.mehr-demokratie.de/

ttip-aktionstag.html oder  

www.ttip-demo.de/home 

Mit dem Mehr Demokratie- 

Bus zur Demo:

n	 Für zehn Euro können Sie unter 

www.mehr-demokratie.de/

bustickets_bestellen.html ein 

Busticket buchen. Fragen dazu 

beantwortet Jörg Eichenauer 

unter 02203-102 1479 oder 

ttip@mehr-demokratie.de

Wahlberechtigten entspricht, ein beraten­
des Referendum auslösen können. An­
ders sieht es in Litauen aus. Wenn dort 
50.000 Unterschriften für ein Volksbe­
gehren zusammenkommen, löst dies ei­
nen Volksentscheid aus. Das Referendum 
ist verbindlich, wenn mindestens die 
Hälfte der Wahlberechtigten teilnimmt.

Bürgerbewegung wider die Lobbykratie

Das mittlerweile über 500 Organisatio­
nen starke „Stop TTIP“-Bündnis wird 
sich weiter mit aller Kraft gegen die 
Lobbykratie in Europa stemmen. Am 
10. Oktober ist eine Großdemonstration 
gegen TTIP und CETA geplant, die den 
Höhepunkt und Abschluss der Unter­
schriftensammlung für die selbstorga­
nisierte EU-Bürgerinitiative bildet. Im 
Berliner Regierungsviertel werden viele 
zehntausend Menschen gegen den Aus­
verkauf von Demokratie und Rechtsstaat 
durch die Handelsabkommen protestie­
ren. Doch auch danach wird der Wider­
stand weitergehen. Die Planungen dafür 
sind bereits in vollem Gange. Gemeinsam 
können wir diesen Wahnsinn stoppen! /
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Wenn mehr als zwei Millionen Bürger/innen Europas mit ih­
rer Unterschrift gegen TTIP protestieren, muss etwas gewaltig 
schief laufen. Denn in den letzten Jahrzehnten wurden weltweit 
bereits hunderte solcher Handelsverträge geschlossen, ohne dass 
dies von der breiten Öffentlichkeit zur Kenntnis genommen oder 
gar beanstandet worden wäre. Warum regt sich gegen TTIP auf 
einmal massenhafter Protest, übrigens auf beiden Seiten des 
Atlantiks? Das mittlerweile zu Tode gerittene Chlorhühnchen 
kann es ja wohl kaum sein. Auch die anstehenden Zumutun­
gen beim Verbraucherschutz oder die privaten internationalen 
Schiedsgerichte, die es schon seit Jahrzehnten gibt, können für 
sich alleine wohl kaum erklären, warum TTIP immer stärker in 
die Kritik gerät. 

Der Protest dürfte hauptsächlich deshalb anschwellen, weil 
immer mehr Bürger/innen einsehen, dass TTIP ihre demokrati­
schen Rechte beschneidet und den multinationalen Großkonzer­
nen zu einer bislang nicht gekannten Machtfülle verhilft. Geht 
man noch einen Schritt weiter und analysiert die gesellschaft­
lichen Veränderungen der letzten Jahre, dann erkennt man ein 
klares Muster: TTIP ist kein Zufall, sondern knallhartes Kalkül. 
Es reiht sich nahtlos in eine Vielzahl von Entscheidungen der 
westlichen Regierungen, der internationalen Organisationen und 
der europäischen Institutionen ein, die den Konzernen mehr Ein­
fluss und Mitsprache zulasten der Bürger/innen gewährt. Schritt 
für Schritt – und von der breiten Öffentlichkeit bis vor wenigen 
Jahren so gut wie unbemerkt – wird die Macht der Demokratie 
beschnitten und die der Konzerne ausgeweitet. 

Seit der Finanzkrise 2007 wird diese Veränderung des Macht­
gefüges vermehrt registriert. Dutzende von Großbanken wur­
den während der Finanzkrise für systemrelevant erklärt und 
„mussten“ deshalb mit Steuergeldern und Staatsgarantien  
gerettet werden, nachdem Investmentbanken sich verzockt hat­
ten. Dass es sich dabei um das bereits hinlänglich bekannte 
Spiel „Privatisierung von Gewinnen und Sozialisierung von 
Verlusten“ handelt – geschenkt, oder „Peanuts“, wie man im 
Vorstand einer deutschen Großbank sagen würde. Denn aufs 
Ganze betrachtet geht es um weitaus mehr: Schritt für Schritt 
werden seit Jahren die politischen Mitbestimmungsrechte von 
uns Bürger/innen ausgehöhlt. TTIP markiert den vorläufigen 
Höhepunkt einer Entwicklung, die der slowenische Philosoph 
und Kapitalismuskritiker Slavoj Žižek in einem Interview 
prägnant zusammenfasste: „Der zeitgenössische Kapitalismus 
begrenzt die Demokratie“. 

Der Zielkonflikt zwischen Kapitalismus und Demokratie

Warum versucht der Kapitalismus die Demokratie zu beschrän­
ken? Dahinter steckt im Kern ein klassischer Zielkonflikt. Ziel 
des Kapitalismus ist es, eine möglichst hohe Kapitalrendite 
zu erreichen. Die Wirtschaftsgeschichte lehrt, dass diese am 
höchsten ist, wenn der Staat günstige Bedingungen für Investi­
tionen schafft. Dazu zählen unter anderem ein verlässliches und 
wirtschaftsfreundliches Rechtssystem, eine stabile Geld- und 
Währungsordnung, niedrige Steuern auf Kapitalerträge, Inves­
titionen in Bildung und Infrastruktur und freie Märkte. In einer 

SIND KAPITALISMUS 
UND DEMOKRATIE 
MITEINANDER  
VEREINBAR?
TEXT HARALD TRABOLD
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Demokratie geht es hingegen im Kern darum, den Willen des 
Volkes zur Richtschnur des politischen Handelns zu machen. 
Die meisten Menschen wollen zwar ein hohes Einkommen, 
gerne auch aus Kapitalvermögen, und haben somit durchaus 
ein Interesse an einer hohen Kapitalrendite. Aber sie wollen 
auch andere gesellschaftliche Ziele verwirklicht sehen, wie eine 
intakte Umwelt, bezahlbaren Wohnraum oder eine gute Absi­
cherung im Falle von Krankheit oder Arbeitslosigkeit. Das alles 
gibt es nicht zum Nulltarif – und die Ressourcen für die Ver­
wirklichung dieser Ziele müssen irgendwo aufgebracht werden. 

Steuervermeidung, Kartellbildung, Hochschulgebühren

Seit Jahrhunderten sind Steuern die bevorzugte Möglichkeit, 
an die benötigten Mittel zu gelangen. Entgegen der Beobach­
tung Benjamin Franklins, nach der zwei Dinge auf dieser Welt 
sicher sind, nämlich der Tod und die Steuer, lässt sich letztere 
doch häufig vermeiden oder verringern. Legal erreicht man 
dies, indem man die Parlamente dazu bringt, möglichst wenig 
Steuern auf seine Einnahmequellen oder Vermögensbestände 
zu erheben. Dem Kapital ist dies in den letzten Jahrzehnten 
aufgrund seiner vorzüglichen Lobbyarbeit hervorragend gelun­
gen. So wurde der Steuersatz auf Kapitalerträge in Deutschland 
auf 25 Prozent gesenkt. Während also auf einen Kapitalertrag 
von 100.000 Euro 25.000 Euro Kapitalertragssteuern fällig 
werden, sind bei einem Arbeitseinkommen von 100.000 Euro 
rund 34.000 Euro an Einkommensteuern zu zahlen (bei Ein­
zelveranlagung). Wie die Investorenlegende Warren Buffett in 

einem Beitrag für die New York Times offengelegt hat, wurde 
sein gesamtes Einkommen des Jahres 2010 mit einem durch­
schnittlichen Steuersatz von 17,4 Prozent belegt. Das Einkom­
men seiner 20 Angestellten, die sehr viel weniger verdienten 
als er, wurde im Durchschnitt mit 36 Prozent belastet.

Die Steuern sind ein Beispiel von vielen, das zeigt, warum 
Kapitalismus und Demokratie nur schwer miteinander verein­
bar sind: Die Vertreter/innen des Kapitals versuchen, optimale 
Regeln für eine relativ kleine Zahl von Kapitalbesitzer/innen 
aufzustellen, um die Rendite zu erhöhen und neues Kapital ge­
winnbringend investieren zu können. Dazu sollten die Steuern 
auf Kapitalerträge möglichst niedrig, idealerweise gleich null 
sein. Dagegen sollte eine Demokratie möglichst gute Politik für 
eine möglichst große Zahl von Bürger/innen machen. Die dazu 
benötigten Mittel will sie sich natürlich nicht nur durch eine 
Besteuerung der Arbeit, sondern auch des Kapitals beschaffen. 
Damit gerät die Demokratie aber zwangsläufig in einen Konflikt 
mit den Interessen der Kapitalbesitzer/innen.

Ähnlich konfliktträchtig ist die Wettbewerbspolitik. Unter­
nehmer wissen seit langer Zeit, dass Monopole oder Kartelle die 
Kapitalrendite erhöhen. Finanziert wird dies von den Konsument/
innen, die höhere Preise für die Produkte der Monopolisten oder 
des Kartells zahlen müssen. Wohlstand für alle ist so nicht zu 
erreichen, wie Ludwig Erhard (erster Wirtschaftsminister der Bun­
desrepublik Deutschland und Nachfolger Adenauers als Bundes­
kanzler) in seinem gleichnamigen Buch dargelegt hat. Denn, so 
Erhard, der Wettbewerb begrenzt die Gewinne der Unternehmen, 
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Kapitalbesitzer/innen ab. Erkennen sie den Primat demokratisch 
legitimierter Politik an, dann kommen Demokratie und Kapita­
lismus relativ gut miteinander aus. So lief es in den ersten dreißig 
Jahren nach dem Zweiten Weltkrieg und führte zu einer fried­
lichen Koexistenz zwischen den beiden. Die Wirtschaftsführer/
innen stellten die schöpferische Kraft des Kapitalismus in den 
Dienst der Gesellschaft, ließen die breite Bevölkerung am Wohl­
stand teilhaben und überließen der Demokratie weitgehend die 
Aufteilung des Gewinns. Mit der neoliberalen Wende Ende der 
Siebziger Jahre wurden die Kapitalbesitzer/innen egoistischer und 
waren immer weniger geneigt, die Gesellschaft von ihren Kapi­
talerträgen profitieren zu lassen. Dazu mussten sie die Macht der 
Demokratie begrenzen, die bis dahin das Kapital zur Finanzierung 
gesellschaftlicher Anliegen heranzog, was ihnen unter anderem 
durch exzellente Lobbyarbeit gelungen ist. Dadurch hat das Ka­
pital seine Macht beinahe unangreifbar zementiert, aber eben nur 
beinahe. Denn seine Machtfülle hat es auch erreicht, weil viele 
Bürger/innen sich politikverdrossen ins Private zurückzogen. 

TTIP, CETA und TiSA könnten sich im Rückblick als Wen­
depunkt für den Kapitalismus erweisen, an dem die Demokratie 
aufgewacht ist und sich erstmals seit dreißig Jahren massiv gegen 
seine Zumutungen wehrt. Und wenn die Kapitalbesitzer/innen 
erkennen, dass ein goldenes Zeitalter für alle besser ist als eine 
immer ungerechter werdende Einkommens- und Vermögens­
verteilung, dann könnten Demokratie und Kapitalismus sogar 
wieder miteinander vereinbar werden. /

zwingt sie zu effizienter Produktion und hält die Preise niedrig. 
Vom Wettbewerb profitieren alle, außer den Monopolisten und 
Kartellmitgliedern, und wenn die Demokratie versucht, ein hohes 
Maß an Wettbewerb herzustellen, gerät sie mit ihnen in Konflikt. 

Die Hochschulpolitik ist ein weiterer Zankapfel zwischen 
Demokratie und Kapitalismus. Die meisten Menschen besitzen 
kein oder nur wenig Kapital. Sie leben überwiegend von ihrer 
Hände oder ihres Kopfes Arbeit. Für diese Menschen hält der 
Staat Angebote bereit, die die „Rendite“ des Faktors Arbeit, den 
Lohn, erhöhen, zum Beispiel ein gebührenfreies Hochschulstu­
dium. Der Kapitalismus profitiert nur dann von diesen staatlich 
finanzierten Vorleistungen, wenn sie ihm passgenau ausgebildete 
Arbeitskräfte zuführen. Dies ist aber nur bei manchen Fächern 
der Fall, weswegen beispielsweise Sozial- und Geisteswissen­
schaften den Vertreter/innen des Kapitalismus kaum etwas gelten. 
Das Studium solcher Fächer betrachten sie als Verschwendung 
von Ressourcen – und von Steuergeldern. Folgerichtig empfahl 
2010 ein Studienreformkomitee in Großbritannien, dessen Prä­
sident der ehemalige Vorstandsvorsitzende des Ölmultis British 
Petroleum war, die Geisteswissenschaften staatlicherseits nicht 
mehr zu fördern. Sie vermittelten den Studierenden zu wenige 
wirtschaftsdienliche Fähigkeiten. Zuschüsse im Bildungsbereich, 
so die Empfehlung, sollten nur den Studiengängen zugute kom­
men, die für die Wirtschaft Nützliches lehren. Eine Demokratie 
benötigt mehr als das – beispielsweise auch (kapitalismus-)kri­
tische Analysen, um gesellschaftliche, aber auch technologische 
Entwicklungen zu verstehen und bei Fehlentwicklungen gegen­
steuern zu können. So etwas will der Kapitalismus aber nicht 
finanzieren, denn solche Analysen können zur Folge haben, dass 
die freie Gewinnerwirtschaftung eingeschränkt wird – beispiels­
weise weil Gefahren für die Umwelt erkannt oder gesellschaft­
liche Alternativen zum Kapitalismus erforscht werden. Warum 
sollte der Kapitalismus sich daran beteiligen?

TTIP, CETA und TiSA als Wendepunkt?

Die Steuer-, Wettbewerbs- und Hochschulpolitik sind drei Bei­
spiele für den prinzipiellen Zielkonflikt zwischen Wirtschaft und 
Bürger/innen. Ob Demokratie und Kapitalismus miteinander ver­
einbar sind oder nicht, hängt somit stark von der Einstellung der 

Prof. Dr. Harald Trabold

Professor für Volkswirtschaftslehre an 

der Hochschule Osnabrück. 2014 er-

schien sein Buch „Kapital Macht Politik 

– Die Zerstörung der Demokratie“ im 

Marburger Tectum Verlag.
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Ist die Europäische Union ein demokra­
tisches Gebilde? Immanuel Kant hätte 
das verneint. Sollten die „entwickelten 
Demokratien“ notfalls mit Gewalt dafür 
sorgen, dass anderswo auf der Welt die 
Demokratie Einzug hält? Für Kant, den 
Autoren von „Zum ewigen Frieden“, ist 
diese Idee ein Widerspruch in sich. Sei­
ne Argumente für eine lokale Demo­
kratieentwicklung von innen und gegen 
einen Weltstaat nimmt Ingeborg Maus 
in ihrem neuen Buch „Menschenrechte, 
Demokratie und Frieden“ auf und zeigt 
deren Aktualität für aktuelle demokratie­
politische Debatten. Das sind zum einen 
die kriegerische Menschenrechtspolitik 

Kant zufolge könne, „die Souveränität, die 
mit der gesetzgebenden Gewalt identisch 
ist, nur dem Volk zukommen“. Die Frei­
heit jedes Menschen sei auch bei Kant nur 
dann gewahrt, wenn er „keinem anderen 
Gesetz gehorchen [muss], als zu welchem 
er seine Beistimmung gegeben hat“, zi­
tiert ihn Maus (29). So verstanden, kennt 
Volkssouveränität, das zweite Prinzip ei­
ner demokratischen Verfassung, keinen 
Unterschied zwischen Bevölkerung und 
Staatsvolk. Jeder Mensch, der dem Gesetz 
unterworfen ist, muss es mit beschließen 
können, damit seine Freiheit gewahrt 
bleibt. Daraus folgt auch, dass die Exeku­
tive nur zu dem Zweck das Gewaltmono­
pol erhält, um die vom Volk beschlossenen 
Gesetze zu garantieren. Eine Verfassung 
ist also keine demokratische Verfassung 
aufgrund ihres Inhaltes, sondern weil sie 
in einem demokratischen – auf Volkssou­
veränität beruhenden – Verfahren zustande 
kam. Den Versuchen, über völkerrechtliche 
Verträge zwischen Regierungen eine Welt­
verfassung (oder auch eine EU-Verfassung) 
zu schaffen, erteilt Maus daher eine Absage. 

Das Buch vermittelt einen Einblick in die 
formale Logik von Kants Denken und schafft 
zugleich Klarheit in einer oft unübersicht­
lich und komplex anmutenden Diskussion. 
Obwohl die theoriegesättigte Sprache das 
Buch für Einsteiger/innen nur eingeschränkt 
empfehlenswert macht, bietet es spannende 
Einsichten und lädt zum Nachdenken ein. /

REZENSION

des „Westens“, die theoretisch falsch und 
praktisch verheerend sei: eine „Refeudali­
sierung der Menschenrechte“ (145) nennt 
dies Maus. Zum anderen kritisiert sie Ver­
suche, Konzepte für eine „Global Gover­
nance“, eine Weltregierung oder „Welt­
innenpolitik“, mit Kant zu legitimieren. 
In vier Aufsätzen, einem Interview und 
der überarbeiteten Fassung eines Festvor­
trags legt die emeritierte Professorin für 
politische Theorie präzise und ausführlich 
dar, warum die verführerische Idee eines 
Weltstaates demokratietheoretisch und 
menschenrechtspolitisch in eine Sack­
gasse führt – und warum Kants politische 
Philosophie auch für die heute notwendige 
Weiterentwicklung der Demokratie wich­
tige Leitplanken setzt. 

Maus kritisiert, dass „Demokratie“ 
in aktuellen Debatten mit der weltweiten 
Durchsetzung der Menschenrechte gleich­
gesetzt und diese Durchsetzung in die Hän­
de der Exekutive gelegt wird. Mit dem 
Traum von einer durchschlagend hand­
lungsfähigen Weltregierung werden „die 
normativen Prinzipien einer Verfassung, 
Menschenrechte, Volkssouveränität und 
Gewaltenteilung, auf das erstere reduziert, 
werden so Menschenrechte gegen jedes 
demokratische Prozedere verselbständigt“ 
(109). Das führe zu einer technokratischen, 
von Verwaltungs- und Machtdenken be­
stimmten Sicht auf die Menschenrechte. 

Kant dagegen, die absolutistischen 
Staaten seiner Zeit vor Augen, formulier­
te die Menschenrechte als Freiheitsrechte 
gegen den Staat. Der Staatsapparat sollte 
nicht mehr autonom agieren, sondern sich 
der Gesetzgebung des Volkes unterwerfen. 

TEXT NEELKE WAGNER

MENSCHENRECHTE, 
DEMOKRATIE UND FRIEDEN

Maus, Ingeborg: Menschenrechte, 

Demokratie und Frieden –  

Perspektiven globaler Organisation. 

Frankfurt/Main 2015, suhrkamp 

taschenbuch wissenschaft,  

238 Seiten, 16 Euro,  

ISBN 978-3-86581-247-6.

Neelke Wagner

Politikwissenschaftlerin, Redakteurin 

des mdmagazins.
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waren wir von Anfang an gut vernetzt. Der 
Bund Naturschutz, ein weiterer Partner, 
brachte die Erfahrung aus dem Begehren 
für ein besseres Müllkonzept mit. Die ÖDP 
und die Katholische Landjungend waren 
auch von Anfang mit im Boot. Letztlich 
hatten wir ein Bündnis von über 50 Orga­
nisationen. Das ist im Rückblick betrachtet 
eigentlich ein Wunder, aber damals haben 
wir es als selbstverständlich hingenommen.

Mit welchen Gegnern hattet ihr am 

Meisten zu kämpfen?

Das waren die CSU und der bayerische 
Städtetag.

20 JAHRE VOLKSENTSCHEID   
 „MEHR DEMOKRATIE IN BAYERN“

Wann kam dir die Idee, eine Volksab-

stimmung über die Volksabstimmung 

in Bayern zu machen?

Das war im Sommer 1992. Über Monate 
habe ich dann darüber nachgedacht und 
eigentlich die ganze Zeit darüber gespro­
chen. Das war ein Gärungsprozess.

War es einfach, Bündnispartner zu 

finden für eure Idee?

Ja, ziemlich einfach. Das hängt damit zu­
sammen, dass Gerald Häfner damals Lan­
desvorsitzender der bayerischen Grünen 
war und Klaus Hahnzog in der bayerischen 
SPD ein wichtiger Verfassungspolitiker. So 

Vor 20 Jahren führte Bayern per Volksent-

scheid die direkte Demokratie in Städten und 

Gemeinden ein: die erste „Volksabstimmung 

über die Volksabstimmung“ und zugleich  

Geburtsstunde des Vereins Mehr Demokratie.  

An die Anfänge des Volksbegehrens und die 

politische Situation damals erinnert sich  

Thomas Mayer, Mitgründer von Mehr Demokra-

tie und Vertrauensperson des Volksbegehrens.

FRAGEN NEELKE WAGNER

Waren die Medien auf eurer Seite? 

Wie lief die öffentliche Diskussion zu 

dem Thema?

Als Initiative hatten wir kaum Presse, das 
änderte sich erst während der zweiwöchi­
gen Eintragungsfrist für das Volksbegeh­
ren Anfang 1995. Davor bildeten sich re­
gionale Aktionskreise, was wir durch viele 
Vortragsreisen und die OMNIBUS-Tour 
angeregt hatten. Am Ende hatten wir in 
jedem Landkreis einen Aktionskreis und 
konnten so die Lokalpresse gut bedienen. 
Für die Presse waren wir einfach die lie­
ben, netten, positiven, jungen Leute. Das 
war das Image, was wir aufgebaut hatten.
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im Volksentscheid erfolgreich. Dadurch 
haben die CSU-Politiker/innen verstan­
den, dass Bürgerbegehren so schlimm 
nicht sind und man sie eigentlich gut ge­
brauchen kann.

Warum seid ihr die Bedingungen für 

Volksbegehren auf Landesebene nicht 

angegangen?

Wir sind mit einem Doppelpack gestar­
tet: Einführung des Bürgerentscheids 
auf kommunaler Ebene und Verbesse­
rung der Hürden auf Landesebene. Das 
Volksbegehren zur Landesebene wurde 
uns aber vom bayerischen Verfassungs­
gericht rausgekickt, mit der Begründung, 
es gefährde die repräsentative Demokra­
tie. Eine furchtbare Begründung! Tat­
sächlich scheitern in Bayern fast alle 
Volksbegehren an der Hürde von zehn 
Prozent. Dieses Urteil war so deutlich, 
dass es keinen Spielraum gab, um noch 
ein Volksbegehren zu machen. Da muss 
eine bestimmte Verfassungsrichterrie­
ge erst in Rente gehen, damit die Recht­
sprechung neu gefasst werden kann. Das 
ist ein Problem. 

Hat euch das Quorum von zehn Pro-

zent keine Angst gemacht?

Wir hatten einfach solch einen Elan, dass 
wir uns zum Glück nicht so viele Gedan­
ken darüber gemacht, sondern einfach 
daran gearbeitet haben, die Sache zu or­
ganisieren. Das war mein erstes Volksbe­
gehren. Ich habe bis heute sieben mitbe­
treut und dadurch eine viel realistischere 
Einschätzung. Ob ich mich nochmal an 
so ein Projekt trauen würde? Das war 

Gab es auch Anfeindungen?

Von der CSU, ja. Uns rief mal ein Jour­
nalist von der Süddeutschen Zeitung an: 
Der CSU-Generalsekretär wolle bei einer 
Pressekonferenz finanzielle Unregelmä­
ßigkeiten von Mehr Demokratie enthül­
len. Daraufhin haben wir sofort die Buch­
haltung auf Vordermann gebracht und 
aktuelle Zahlen an die Presse geschickt. 
Dem damaligen CSU-Generalsekretär 
Bernd Protzner ging es darum, dass der 
Verein IDEE e.V. in Bonn eingetragen ist. 
Der Vorwurf war, da kämen die Preußen, 
machten hier direkte Demokratie, zer­
störten damit Bayern und machten das 
Land unregierbar. Letztendlich war das 
für den Generalsekretär ein Schuss in den 
Ofen: Er wurde von der Abendzeitung 
zum „Minus-Mann der Woche“ gekürt.

Unregierbarkeit ist ja schon ein star-

ker Vorwurf. 

Die CSU sagte damals: Die Kommunen 
gehen pleite, weil die Bürger/innen nur 
Wohltaten beschließen werden, was un­
endlich viele Kosten bedeutet. Es wird 
keine Kindergärten mehr geben, weil es 
immer Anlieger gibt, die einen Bürger­
entscheid machen und alles verhindern. 
Aber das ist Politik und Wahlkampf. Es 
wird immer irgendetwas emotional auf­
gebauscht. Die CSU musste trotzdem die 
erste Niederlage seit fast 50 Jahren hin­
nehmen. Dann hat sich der Wind schnell 
gedreht: Einer, der sehr prononciert 
gegen Mehr Demokratie in Bayern ge­
sprochen hat, Peter Gauweiler, hat gleich 
nach dem Volksentscheid in München 
ein Bürgerbegehren angesetzt und war 

Thomas Mayer

Mitgründer des IDEE e.V., der 

Vorgängerorganisation von Mehr 

Demokratie, Vertrauensmann des 

Volksbegehrens „Mehr Demokra-

tie in Bayern“.

Neelke Wagner

Politikwissenschaftlerin, Redakteurin 

des mdmagazins.

eine radikale Überforderung und abso­
luter Dauerstress: so eine Anspannung, so 
eine Erwartungshaltung, so viel zu erle­
digen. Es ist wohl ganz gut, so etwas mit 
jugendlichem Leichtsinn zu beginnen, 
sonst würde man es gar nicht machen.

Was war der schönste Moment der 

Kampagne für dich?

Natürlich, als wir gewonnen haben. Ein 
absolutes Wunder! In Bayern eine lan­
desweite Volksabstimmung zu gewinnen 
ist unglaublich. Das ist einer der Höhe­
punkte meines Lebens, dass ich gemein­
sam mit anderen Freund/innen daran 
teilhaben konnte. Und durch das Volks­
begehren hatten wir dann die Kraft, das, 
was Mehr Demokratie heute ist, aufzu­
bauen. Das war ein energetischer Durch­
bruch. Es kamen dann Volksbegehren in 
anderen Bundesländern, in Hamburg, 
Berlin, in Thüringen. Ohne den Erfolg 
am 1. Oktober 1995 gäbe es Mehr Demo­
kratie in seiner heutigen Form nicht.  /
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Ich erinnere mich noch, dass es kalt war 
im Februar 1995. Damals war ich 16 Jah­
re alt und stand zusammen mit einigen 
Jugendlichen in der Fußgängerzone ei­
ner Kleinstadt in der Oberpfalz. Ich war 
überrascht, wie leicht wir mit den vorbei­
gehenden Menschen in Kontakt kamen 
und wie schnell viele bereit waren, sich 
für das Volksbegehren „Mehr Demokratie 
in Bayern“ einzutragen. Das mussten sie 
im Einwohnermeldeamt machen, das we­
nige Meter entfernt lag. Ebenso erstaunte 
mich, dass an den zahlreichen Infostän­
den mehrere unterschiedliche Parteien 
und sogar Menschen aus den kirchlichen 
Jugendverbänden gemeinsam für eine Sa­
che eintraten. Mehr Demokratie und mehr 
Möglichkeiten der Mitsprache für die bay­
erischen Bürger/innen per Volksbegehren 

DIE SCHULE DER 
DIREKTEN 
DEMOKRATIE
Wie hat die direkte Demokratie das kommunalpolitische 

Leben in Bayern verändert?

TEXT SUSANNE SOCHER

Münchner/innen stehen Ende 2012 Schlange auf dem Marienplatz, um sich für das Volksbegehren gegen Studienbegehren einzutragen. 

Foto: Anno Dietz (Jusos München)
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Das sind Ausnahmen, aber keine Einzel­
fälle. Gerade die gewählten Vertreter/in­
nen vergessen mancherorts, dass der Sou­
verän das Volk ist. Sie lassen sich gerne 
von ihm wählen, wollen aber anschließend 
keine Macht mehr abgeben. Darin bedarf 
es sicher noch einiger Übung. Auch dar­
in, die Menschen frühzeitig zu informie­
ren und in Entscheidungen einzubeziehen. 
Auf der Seite der Bürger/innen braucht es 
dagegen eine Wachheit, ein Interesse an 
dem, was ansteht in der Gemeinde, damit 
sie rechtzeitig und somit wirksam eingrei­
fen und mitentscheiden können.

Die Möglichkeit, als Einzelne/r aktiv 
zu werden und mitgestalten zu können, 
schenkt den Menschen (wieder) Selbstbe­
wusstsein. Dass sie sich dessen bewusst 
werden, erlebe ich im Gespräch mit den 
Initiator/innen regelrecht als Euphorie. 
Weg von der lähmenden Machtlosigkeit, 
hin zu einem Gefühl der Leichtigkeit und 
Kreativität. Nicht selten sprudeln die Ideen 
für Aktionen und die Lust, aufeinander 
zuzugehen, wächst. Sich gemeinsam 
für eine Sache einzusetzen, funktioniert 
plötzlich über Parteigrenzen hinweg. 
Zaghaft aber stetig, so meine ich, gedeiht 
dieses Selbstbewusstsein, dieses Ver­
trauen in die eigene Stimme hin zu einer 
Selbstverständlichkeit, sich als souverän 
zu fühlen und somit selbst und bewusst 
mitzugestalten. Jede einzelne Initiato­
rin, jeder einzelne Initiator hat es in der 
Hand, die direkte Demokratie als Schatz 
zu begreifen, Begegnung zu schaffen und 
Fragen gemeinsam zu lösen. Gleiches 
gilt für Bürgermeister/innen, Stadt- und 
Gemeinderäte. Sich einzulassen auf die 
unterschiedlichen Sichtweisen zu einer 
Sache, loszulassen vom eigenen Macht­
streben ist sicher eine Kunst, schafft aber 
bestimmt ein zufriedeneres Miteinander. 
Und mit dieser Haltung machen wir dann 
den bundesweiten Volksentscheid! /

zu fordern fand ich, die sich gerade mit 
Politik zu beschäftigen begann, sehr ein­
leuchtend. Ebenso, dass Demokratie nur 
funktionieren kann, wenn die Menschen 
auch jenseits von Wahlen mitentscheiden 
können. Zu diesem Zeitpunkt ahnte ich 
nicht, dass ich 20 Jahre später noch immer 
mit Bürgerbegehren und Bürgerentschei­
den zu tun haben würde.

Heute berate ich Menschen und Ini­
tiativen, die ein Bürgerbegehren planen, 
und spreche ebenso mit Mitarbeiter/innen 
der Verwaltung, Bürgermeister/innen oder 
Gemeinde- und Stadträten. Journalist/in­
nen melden sich und wollen Fakten, Hin­
tergründe und Zusammenhänge erklärt 
bekommen. Wenn in anderen Bundeslän­
dern und neuerdings auch in Österreich 
ein Ausbau direkter Demokratie disku­
tiert wird, fragen mich Parteien und un­
terschiedlichste Organisationen nach den 
bayerischen Erfahrungen, laden mich für 
Vorträge und Sachverständigen-Anhörun­
gen ein. Überschlägt man die Zahlen, so 
habe ich über die Jahre mittlerweile an die 
1.000 Verfahren begleitet, mal mehr, mal 
weniger intensiv.

Bayern bleibt bis heute Vorreiter bei 

Bürgerbegehren

Etwa die Hälfte aller Bürgerbegehren und 
Bürgerentscheide in Deutschland finden 
in Bayern statt. Das liegt schlicht an den 
größtenteils guten und anwendungs­
freundlichen Regelungen. Viele Themen 
dürfen zur Abstimmung gestellt werden, 
die Hürden sind moderat. Der im Volks­
begehren angenommene Gesetzentwurf 
von Mehr Demokratie kam noch ohne 
Quorum beim Bürgerentscheid aus. Der 
Bayerische Verfassungsgerichtshof führ­
te es, zusammen mit einer kürzeren Bin­
dungsfrist, nachträglich ein.

Aus der kommunalpolitischen Praxis 
in Bayern sind Bürgerbegehren und Bür­
gerentscheid nicht mehr wegzudenken, 
wenngleich noch lange nicht in jeder bay­
erischen Stadt oder Gemeinde bereits ein 
Bürgerbegehren stattgefunden hat. Nahe­
zu alle Themen, die im Gemeinde- oder 
Stadtrat diskutiert werden, finden sich 
auch bei Bürgerbegehren wieder. Vom 
Kindergartenbau bis zur Errichtung eines 
Krematoriums, von der Finanzierung der 

Wasserversorgung bis zur Privatisierung 
von Krankenhäusern, vom Straßenbau bis 
zur Ausweisung von Gewerbegebieten 
oder von der Marktplatzgestaltung bis hin 
zum Christkindlmarkt ist alles vertreten. 
Doch – auch das zeigt die Erfahrung – 
wer ein Bürgerbegehren anbahnt und 
durchführt, braucht Beratung und Unter­
stützung: organisatorischer, formeller und 
informeller Art. Zwar rückt ihr Recht, in 
einzelnen Sachfragen mitentscheiden zu 
können, den Menschen immer mehr ins 
Bewusstsein, aber ein Verfahren dann 
auch durchzuführen ist (noch) nichts All­
tägliches. Dass sich Mehr Demokratie hier 
so stark engagiert, weist über das einzelne 
Bürgerbegehren hinaus. In alten Unterla­
gen findet man folgendes Ziel von Mehr 
Demokratie: „Wir beraten Bürgerbegehren 
in Gemeinden und Kreisen. Je mehr die 
direkte Demokratie dort alltäglich wird, 
umso größer wird das Verständnis für die 
Volksabstimmung auf Bundesebene.“

Demokratie lernen durch Bürger- 

entscheide

Inhaltlich verhält sich Mehr Demokratie 
neutral und bezieht keine Stellung. Das 
ändert sich, sobald Fragen der Demokratie 
berührt sind. Landläufig wird unter De­
mokratie zuerst einmal verstanden, dass 
die Mehrheit entscheidet. Unser Verständ­
nis von Demokratie umfasst weit mehr, 
und es zeigt sich besonders gut in der 
direkten Demokratie, wenn ein Bürger­
begehren läuft. Spätestens an dieser Stelle 
kommen die Menschen miteinander ins 
Gespräch – wenn sie Unterschriften sam­
meln, Argumente austauschen, für die 
eigene Überzeugung werben. Viele Men­
schen stoßen hier an ihre Grenzen. Eine 
andere Meinung aushalten, die der eige­
nen widerspricht, fällt nicht immer leicht. 
Mitunter so schwer, dass man unsachlich 
wird oder einfach vollendete Tatsachen 
schafft. So endete die Diskussion um die 
Finanzierung eines Eisstadions damit, dass 
der Initiator des Bürgerbegehrens sich in 
wüsten Beschimpfungen erging. An einem 
anderen Ort ließ der Gemeinderat, noch 
während die Unterschriften für ein Bür­
gerbegehren zur Umgestaltung des Markt­
platzes gesammelt wurden, die zur Dis­
kussion stehenden Bäume einfach fällen.  

Susanne Socher

koordiniert die Bürgerbegehrens-

beratung bei Mehr Demokratie, 

Mitglied im bayerischen Landes-

vorstand.
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Das Volksbegehren „Mehr Demokratie in Bayern“ des IDEE e.V. und des OMNIBUS für 

Direkte Demokratie setzte sich im Volksentscheid durch – gegen die CSU. 20 Jahre danach 

sprechen der CSU-Politiker Peter Gauweiler, verantwortlich für einen der ersten Bürgerent-

scheide nach den neuen Regeln, und Christian Ude, damals SPD-Oberbürgermeister der 

Stadt München, über den Entscheid und seine Folgen. 

MODERATION SUSANNE SOCHER

 „DAS WAR EIN RIESEN 
DURCHBRUCH!“

Sie haben, wenn wir jetzt zurückschauen auf die Zeit vor 

20 Jahren, wahrscheinlich nicht immer so locker neben-

einander gesessen wie heute. Wie war die politische 

Stimmung damals, als es um die Einführung von Bürger-

begehren und Bürgerentscheiden in Bayern ging?

Ude: Das war in der Tat eine politisch aufgewühlte Zeit mit harten 
Kontroversen, aber meiner Erinnerung nach ging es da viel mehr 
um die Verkehrspolitik oder um den Umgang mit Ausländern. Der 
Bürgerentscheid gehörte nicht zu den emotional aufwühlenden 
Themen, weil niemand etwas gegen Bürgermitbestimmung sagen 
wollte. Es ging eigentlich um Detailfragen der Ausgestaltung. Es 
gab nach meiner Erinnerung nach in beiden politischen Lagern in 
Bayern, schwarz oder rot-grün, Anhänger und Gegner von mehr 
Mitbestimmung. Ich war bei dem Städtetag ziemlich allein als 
Befürworter. Bürgermeister jeglicher Couleur hatten den Vorbe­
halt: So weit kommt das noch, dass uns hier die Bürger/innen in 
Einzelfragen plötzlich das Heft aus der Hand nehmen.

Gauweiler: Jeder Politiker, der etwas taugt, ist der Überzeugung: 
„Das, was ich sage, ist ohnehin die Meinung des Volkes, und 
wenn es nicht seine Meinung ist, dann wissen sie es halt noch 
nicht besser, dann muss ich es ihnen sagen.“ Aber zur Demo­
kratie gehört auch dazu, wenn die Menschen sich wider Erwar­
ten nicht überzeugen lassen, das zu schlucken. Die Debatte in 
den Neunziger Jahren über mehr Demokratie in Bayern ist auf 
viel Skepsis gestoßen, weil man sagte, da können dann einzel­
ne Populisten oder Sonderinteressen sich durchsetzen. Dieses 

Argument war nicht völlig falsch, aber dahinter steht auch ein 
mangelndes Vertrauen in die eigene Überzeugungskraft. Inso­
fern glaube ich, dass diese Einführung des Bürgerentscheids auf 
Ortsebene gegen den Willen der CSU, zum ersten Mal in dieser 
Form in Deutschland, dass das ein riesen Durchbruch war.

BÜRGERBEGEHREN „MITTLERER RING“

„Mittlerer Ring“ nennen die Münchner/innen eine 

ringförmige Bundesstraße innerhalb der Stadt. Sie hat 

eine Länge von etwa 28 Kilometern und gilt als Deutsch-

lands staureichste Strecke.

Anfang der Neunziger Jahre stoppte die damalige 

rot-grüne Koalition im Münchner Stadtrat den weiteren 

Ausbau des Rings, weil sie das dafür veranschlagte Geld 

– 1,6 Milliarden DM – lieber für den öffentlichen Nahver-

kehr und neue Kindergärten ausgeben wollte. Gegen 

diese Entscheidung organisierte die CSU das Bürgerbe-

gehren „Drei Tunnel braucht der Mittlere Ring“, gleich 

nachdem das Instrument per Volksentscheid durchge-

setzt worden war. 

Am 23. Juni 1996 kam es zum ersten Bürgerentscheid 

Münchens. 50,7 Prozent der Abstimmenden gaben dem 

Konzept des CSU-geführten Bündnisses den Vorzug. Die 

Entscheidung fiel in der Stichfrage, denn die Münchner/innen 

hatten beiden Vorschlägen zugestimmt. Der dritte Tunnel 

unter dem Luise-Kiesselbach-Platz wurde erst vor 

wenigen Wochen eröffnet.
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Wann kam die direkte Demokratie das erste Mal ins poli-

tische Bewusstsein bei Ihnen?

G: Die kam schon früher. Bei der CSU gehört zum Grundver­
ständnis: Wir sind eine Volkspartei, das ist ein bisschen populis­
tisch im Sinne von „Wir sprechen das aus, was die Bevölkerung 
denkt“. Die CSU hat über die Jahrzehnte ganz gut abgeschnitten 
damit. Gefahr drohte, wenn sie mit der Mehrheitsmeinung der 
Bevölkerung nicht mehr übereingestimmt hat – nicht durch die 
parlamentarische Opposition, sondern durch Volksentscheide: 
etwa zur Bekenntnisschule, zur Rundfunkfreiheit und in den 
Neunzigern durch die Frage von mehr Demokratie in den Kom­
munen. Städte und Gemeinden sind Gemeinschaften eigener Art, 
ursprünglicher zum Teil als Staaten. Es ist eine uralte Tradition, 
dass die sich gegen die Landesherren erheben, das alles hat eine 
Rolle gespielt. Die Partei als solche war gegen den damaligen 
Volksentscheid zur Einführung des Bürgerbegehrens, aber wir in 
München waren die ersten, die die neue Regelung genutzt haben 
und auf den Marienplatz gestürmt sind und dort Unterschriften 
gesammelt haben für einen Bürgerentscheid.

Herr Ude, Sie waren damals Oberbürgermeister in Mün-

chen. Letztlich greifen diese ganzen Beschreibungen ja 

auch auf Sie: Ich denke, auch der SPD-Politiker begreift 

sich als jemand, der weiß, was richtig ist und was er tut.

U: Die sozialdemokratische Denkschule seit Wilhelm Hoegner 
sagt: Die parlamentarische Demokratie gehört nicht in Frage 
gestellt, aber ergänzt durch Elemente direkter Mitbestimmung. 

Hoegner hat diese Praxis im Schweizer Exil kennengelernt und 
war überrascht, wie die gesamte Bevölkerung eines Dorfes oder 
einer Kleinstadt plötzlich kommunale Fragen mit großem Ernst 
diskutiert, eben in dem Bewusstsein, es selbst entscheiden und 
verantworten zu müssen. Und so spielen Volksbegehren und 
Volksentscheid in Bayern eine bedeutsame Rolle, Peter Gau­
weiler hat ja die Themen genannt, bei denen die Bevölkerung in 
die Landesgesetzgebung eingegriffen hat.

Persönlich stinkt es mir fast, dass das ein Verein war, der das 
Volksbegehren gemacht hat. Die Sozialdemokratie hätte selbst 
darauf kommen können und müssen. Aber immerhin hat die 
SPD wie die Grünen und die ÖDP es von Anfang an unterstützt. 
Damals wurde ich von vielen Amtskollegen gefragt, ob ich noch 
alle Tassen im Schrank habe, denn ein kommunaler Bürgerent­
scheid richte sich ja naturgemäß gegen den Bürgermeister, sei 
ein Instrument der jeweiligen Opposition, das könne ich doch 
nicht unter den Teppich kehren. Ich habe dagegengehalten, dass 
man dieses Risiko bewusst eingehen müsse. Natürlich ist das 
Bürgerbegehren ein Instrument derer, die sich durch die aktuelle 
Kommunalpolitik nicht ausreichend berücksichtigt sehen.

Eigentlich ist es Peter Gauweiler zu verdanken, dass der 
wichtigste Vorwurf gegen den Volksentscheid sich in Luft auf­
löste, der lautete: Das wird ein Investitionshemmnis. Kein Groß­
projekt geht mehr durch, weil immer irgendjemand dagegen ist 
und Stimmung macht. Und der erste praktische Anwendungsfall 
des Bürgerbegehrens war das glatte Gegenteil. Der Stadtrat – 
ich war dabei! – hat sich einem Großprojekt widersetzt und die 

Christian Ude (links) und Peter Gauweiler (rechts) im Gespräch mit Susanne Socher am 20. August in München. Fotos: Edda Dietrich
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und wird das zweite nicht heimlich zurückgestellt und dauert das 
dritte nicht bis zum Sankt-Nimmerleins-Tag? Durch den Bürger­
entscheid ist auch ein gesellschaftlicher Konflikt gelöst worden. 
Darüber hinaus hat das Instrument des Bürgerentscheids seine 
Wirkung entfaltet einfach dadurch, dass es vorhanden ist. In 
vielen Diskussionen bis hinein in Architekturwettbewerbe gab es 
plötzlich das Argument: Können wir uns das wirklich erlauben 
oder kriegen wir dann einen Bürgerentscheid, den wir nicht ge­

winnen können? Diese Frage diszipliniert 
unglaublich, auch, wenn Wirtschaftsin­
teressen sich rücksichtslos durchsetzen 
wollen. Die können vielleicht noch zwei 
Fraktionsvorsitzende umstimmen oder 
einschüchtern, die Bevölkerungsmehrheit 
nicht. Ich würde sagen, dass die Selbst­
herrlichkeit der Machtinhaber zurückge­
gangen ist. Ich will es nicht schönreden: 
Es gab durchaus Fälle, da konnte man 
den Bürgerentscheid und seinen Aus­
gang nicht verstehen. Aber umgekehrt 
kennt doch jeder von uns eine Stadt oder 
Gemeinde, wo er mit dem Wahlergebnis 
nicht zufrieden ist, ohne dass das ein Ar­
gument gegen das Wahlrecht ist. Insofern 
können natürlich auch beim Bürgerbegeh­
ren oder Bürgerentscheid bedenkliche 
Entscheidungen herauskommen, aber 
dann hat es die Bevölkerung so gewollt.

G: Es ist ein neues Gegengewicht zur Par­
teiendemokratie entstanden. Das mit der 

Parteiendemokratie ist ja nicht so schlecht, aber sie hat auch ihre 
Probleme und ihre Erstarrungen. Das führt dazu, dass oft der Ein­
zelne sagt: „Ich hab doch gar nichts mehr zu entscheiden“. Die 
ganz schlechten Zahlen bei den Wahlbeteiligungen sprechen ja 
doch eine deutliche Sprache. Und da kann ich jetzt was machen. 
Ich brauch mich nicht nur wie im Hydepark hinstellen und reden 
und damit einen Windmühlenkampf gegen die Großen führen, 
die dann sagen: „Ja, spinnt der ruhig weiter!“, sondern ich kann 
wirksam aktiv werden. Ich kann jetzt Unterschriften sammeln 
und wenn ich eine bestimmte Zahl habe, dann muss abgestimmt 
werden. Die Schweiz ist damit seit langer Zeit sehr gut gefahren. 
Die haben ja auch ihre Parteien und ihre Parlamente, aber Hoeg­
ner hat das, wie vorhin gesagt wurde, ganz richtig beobachtet: Es 
muss ein Korrektiv geben.

Ich erlebe Sie beide als sehr abgeklärt und souverän und 

auch sicher im Umgang mit der direkten Demokratie. 

Aus meiner Beratung kann ich Anderes erzählen. Bei-

spielsweise rief mal ein Bürgermeister an und sagte: 

„Sie, Sie kennen sich doch aus mit der direkten Demo-

kratie, wir haben da jetzt ein Bürgerbegehren. Was kann 

Bevölkerung hat es mit Hilfe des Bürgerbegehrens durchgesetzt. 
Seitdem behauptet niemand mehr, Bürgerentscheide seien wirt­
schaftsfeindlich.

Herr Gauweiler, was hat Sie dazu gebracht, dieses erste 

Bürgerbegehren zu machen?

G: Der Gründer der Heilsarmee ist mal gefragt worden: Kann 
das wirklich sein, dass man für die Sache Gottes mit Uniformen 
und militärischen Mitteln wirbt? Da hat 
der geantwortet: „Warum soll man die 
besten Mittel dem Teufel überlassen?“ 
Nun war der Volksentscheid nichts Teuf­
lisches, sondern ist im Gegenteil eher 
eine Entspannung und Auflösung für 
viele Konflikte gewesen. Ich selbst war 
kein wirklich engagierter Gegner davon. 
Mir leuchteten die Gegenargumente ein, 
Quorum, Unregierbarkeit und Ähnliches 
mehr, aber als Populist ist man doch eher 
dafür, auf die Leute zu hören. Mir war 
klar: Wenn es diese Möglichkeit gibt, dass 
der Souverän entscheidet, dann muss man 
die Themen zur Entscheidung bringen, 
bei denen wir die Leute überzeugt haben, 
wie zum Beispiel in der Münchner Ver­
kehrssituation. Und wenn wir uns irrten, 
dann wäre das eben abschließend geklärt. 
Es könnte ja auch sein, dass wir uns ver­
rannt haben, aber das müssen die Oberen 
entscheiden, und das ist die Bevölkerung. 

Deshalb habe ich gesagt: „Ein Bürger­
begehren, das machen wir jetzt sofort!“ und mir ist damals intern 
gesagt worden: „Ja, spinnst du jetzt total?“. Ich habe gesagt: 
„Sind wir denn für Demokratie? Wir waren doch nicht dagegen, 
weil wir gegen Demokratie sind, sondern aus den ganzen ge­
nannten technischen Gründen. Jetzt ist es da und wir sind doch 
davon überzeugt, dass die Bevölkerung unsere Argumente für 
richtig hält, dann lasst uns das doch mal prüfen. Zwei Tage später 
haben wir mit der Unterschriftensammlung angefangen – mit 
vielem Gehüstel des Innenministeriums, aber wir mussten das 
halt mal wagen.

Es geht also darum, loszulassen und zu sagen, es gibt 

noch eine höhere Ebene, nämlich den Souverän, der das 

jetzt entscheidet. Dieser Erkenntnisprozess hat ja wahr-

scheinlich gedauert. Haben Bürgerbegehren und Bürger

entscheide etwas verändert in der bayerischen Politik?

U: Sie haben nachweislich vieles verändert! Erstens durch die 
getroffenen Entscheidungen. Ich bin sicher, nach dem mindestens 
zehnjährigen Streit um den Mittleren Ring hätte es nochmals zehn 
Jahre Streit gegeben. Da hätte man noch unendlich viel Porzellan 
zerschlagen können: Mit welchem Ausbaustück fängt man an, 

„Ich würde sagen, dass  
die Selbstherrlichkeit der 

Machtinhaber zurück-
gegangen ist.“

CHRISTIAN UDE
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und dass die Stadt einen Bürgerentscheid gewonnen hat, der sich 
gegen angeblich überzogene Wohnungsbauvorhaben gerichtet 
hat. Auch da hat sich herausgestellt, er ist kein Investitionshemm­
nis, der Bürgerentscheid. Bitter war für mich die Niederlage bei 
Olympia, weil ich dafür zehn Jahre ziemlich intensiv gearbeitet 
hatte. Aber ich habe die Entscheidung verstanden. Sie richtete 
sich weniger gegen uns als gegen das Auftreten des Internati­
onalen Olympischen Komitees und der FIFA, wie die ihre Ent­

scheidungen vergeben und was sie von den 
Ausrichterstädten inzwischen verlangen. 
Dass die Bürgerschaft sagt, da hauen wir 
jetzt mal die Bremse rein, und das in vielen 
Ländern dieser Welt gleichzeitig – in allen 
demokratischen Ländern eigentlich! –, das 
ist ein deutliches Signal, dass die Weltver­
bände des Sports die Völker als wichtige 
Akteure wieder entdecken müssen. 

G: Meinen Lieblingsentscheid habe ich 
noch vor mir. Es gibt einen Wettbewerb 
zwischen Brüssel und Berlin, wer mehr 
demokratische Rechte abschafft. Die 
Leidtragenden sind immer die gleichen, 
völlig egal, ob sie rot, grün oder schwarz 
sind. Da, denke ich, müssen wir etwas 
machen. Ich habe es als persönliche 
Niederlage empfunden, wie wir bei den 
Koalitionsverhandlungen für die große 
Koalition schon eine Einigung zwischen 
CSU und SPD hatten, wie wir den Volks­
entscheid auf Bundesebene in gesetzgebe­

rische Form fassen, und das dann am Veto der CDU und ihrer 
Chefin geplatzt ist. Aber wenn wir schon nicht bundesweit ab­
stimmen können: Ich glaube an ein bayerisches Volksbegehren 
in Sachen TTIP und dass von der neuen Möglichkeit unserer 
bayerischen Verfassung Gebrauch gemacht werden kann, die 
Staatsregierung in dieser weitreichenden Sache zu binden. /

Vielen Dank für das Gespräch!

man denn dagegen machen?“ Es fühlen sich schon noch 

viele Bürgermeister oder auch Gemeinderäte persönlich 

angegriffen, wenn ein Bürgerbegehren kommt.

G: Jedes Aussprechen des Satzes „Ich bin nicht deiner Meinung!“ 
führt nicht zu Wohlbefinden. Ich glaube, dass man unter dem 
Gesichtspunkt einer – im positiven Sinn des Wortes – Harmonie 
in der Gemeinde gut beraten ist, bei Großprojekten Bürger­
entscheide am Anfang zu machen. Nehmen Sie als Beispiel die 
Olympischen Spiele. Ich war traurig über 
die Entscheidung. Ich habe sie als einen 
Ausdruck von Verzagtheit gesehen. Da 
haben die politischen Kräfte mit ganz 
wenigen Ausnahmen – einer sitzt hier, 
der seinen Kopf hingehalten hat, Chris­
tian Ude – sich zu wenig engagiert und 
zu wenig Feuer gezeigt. Aber es hat uns 
vielleicht jahrelange hässliche Diskus­
sionen und Auseinandersetzungen ge­
spart. Ihrem Bürgermeister würde ich 
sagen: Seien Sie froh drum, der Streit ist 
ja offensichtlich da, sonst würden es die 
Leute nicht versuchen. Machen Sie jetzt 
die Entscheidung, versuchen Sie für Ihr 
Projekt einen wahren Satz zu schreiben, 
und wenn Sie das schaffen, dann gehen 
Sie auf Ihren Marktplatz und überzeu­
gen Ihre Wähler. Und wenn Sie es nicht 
schaffen, dann sagen Sie: Ich habe Glück 
gehabt, dass mir eine jahrelange Sackgas­
senauseinandersetzung erspart worden ist.

U: Man wäre gut beraten, genauso vorzugehen, wie wir es beim 
Fußballstadion gemacht haben: selbst am Anfang einen Bürger­
entscheid einleiten, dafür gibt es ja das Ratsbegehren. Ich habe 
das vorgeschlagen, weil die Freien Wähler schon angedroht hat­
ten: Wird der Stadionbau beschlossen, dann werden wir dagegen 
einen Bürgerentscheid beantragen. Nun brauchen die als kleine 
politische Kraft Monate, wenn nicht Jahre, um die Unterschrif­
ten zusammenzukratzen. Und es gibt wie immer einen offenen 
Ausgang. Wir können doch nicht jahrelang Verkehrserschließung 
ausbauen und Planungen vorantreiben und Kosten verursachen, 
um dann am Ende kläglich zu scheitern. Wir brauchten den Bür­
gerentscheid gleich. Wir haben dann sogar eine Zwei-Drittel-
Mehrheit zusammenbekommen und ab dann war klar: Das ist 
so von der Bevölkerung erwünscht. Dann hat sich niemand mehr 
getraut, dagegen zu stänkern.

Haben Sie denn einen Lieblingsentscheid, jetzt ausge-

nommen von dem eigenen vielleicht?

U: Natürlich sind einem Bürgerentscheide, bei denen man ge­
winnt, lieber als Niederlagen. Ich habe mich gefreut, dass die 
Initiative für das Stadion von der Bürgerschaft mitgetragen wurde 

TIPP Das Gespräch in voller Länge finden Sie unter  

www.mehr-demokratie.de/bayern-jubilaeum.html

„Der Volksentscheid ist 
eine Entspannung und 

Auflösung für viele  
Konflikte gewesen.“

PETER GAUWEILER

Peter Gauweiler

CSU-Politiker, Staatsminister a.D. und ehemaliger 

Abgeordneter im Bundestag, Initiator des Bürgerbegeh-

rens „Drei Tunnels braucht der Ring“.

Christian Ude

SPD-Politiker, langjähriger Oberbürgermeister von München.
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Das Volksbegehren in Bayern zur Einführung des kom-

munalen Bürgerentscheids war zugleich Geburtsstunde 

des Vereins Mehr Demokratie und ein einmaliges Ereig-

nis in Deutschlands Demokratie-Geschichte. In was für 

eine Zeit fiel das Volksbegehren?

Da muss ich etwas früher anfangen. Nach der friedlichen Revo­
lution in der DDR mit dem Ruf „Wir sind das Volk!“ und dem 
Mauerfall 1989 nahm die direkte Demokratie richtig Fahrt auf. 
Der OMNIBUS war permanent in den neuen Bundesländern unter­
wegs. IDEE e.V. und der OMNIBUS haben die Bürgerbewegung 
im Osten unterstützt, haben gemeinsam mit den Bürger/innen in 
den Ländern Vorschläge für Landesverfassungen ausgearbeitet, 
Unterschriften übergeben, Petitionen eingereicht. Parallel dazu gab 
eine große gesamtdeutsche Bewegung für eine neue Verfassung, 
die auch die Volksabstimmung auf Bundesebene enthalten sollte. 
Diese Ideen erfüllten uns gänzlich. 

Den Höhepunkt erreichten unsere Aktionen 1992, als wir der 
deutschen Verfassungskommission 1,3 Millionen Unterschriften 
für die Einführung der bundesweiten Volksabstimmung und für 
eine neue Verfassung übergeben konnten. Doch die Kommission 
und das Parlament lehnten eine demokratische Verfassung ab und 
bestätigten das Provisorium Grundgesetz als geltendes Recht – jetzt 
für Gesamtdeutschland. Für uns war das unbegreiflich und eine 
ziemliche Ernüchterung. Uns ist damals klargeworden, dass wir 
mit Petitionen an die Politik nicht weiterkommen. Wir suchten nach 
einem Weg, uns direkt an die Bürger/innen wenden zu können.

Und warum gerade Bayern?

Bayern war das einzige Bundesland, das in seiner Verfassung ver­
ankert hatte, dass bei landesweiten Volksentscheiden die Mehrheit 

OMNIBUS FÜR DIREKTE DEMOKRATIE

der Abstimmenden entscheidet, egal ob es um ein einfaches Gesetz 
oder um eine Verfassungsänderung geht. Die Hürde beim Volks­
begehren war zwar extrem hoch – innerhalb von nur zwei Wochen 
mussten sich 880.000 Wahlberechtigte in den Rathäusern eintra­
gen – dafür galt für den Entscheid das einfache Mehrheitsprinzip.
Gleichzeitig kannten die Menschen in Bayern das Instrument der 
Volksabstimmung schon, da zwei Jahre zuvor das „Volksbegeh­
ren für ein besseres Müllkonzept“ erfolgreich war. Es war also zu 
schaffen. Hätten wir eine Zweidrittelmehrheit oder ein Zustim­
mungsquorum beim Volksentscheid erfüllen müssen, dann hätten 
wir die Initiative sicher nicht begonnen. 

Thomas Mayer und du, ihr seid dann nach Bayern gefah-

ren, um diese Volksabstimmung zu starten. Was habt ihr 

dort vorgefunden? Zu zweit konntet ihr kein landeswei-

tes Volksbegehren auf die Beine stellen.

Wir luden Organisationen, Bürgerinitiativen, ÖDP, Grüne 
und SPD zu einem Vorgespräch in Nürnberg ein und stellten 
ihnen unsere Idee vor. Wir wollten die Volksabstimmung an 
sich über ein Volksbegehren ins Gespräch und zur Abstim­
mung bringen. Wir waren fest davon überzeugt, die Hürde des 
Volksbegehrens schaffen zu können. Da muss der Funke wohl 
übergesprungen sein.

Wie ging es dann weiter?

1992 luden uns Sylvia Gauss und die FIU-Aktionsgruppe 
nach München ein. Sie hatte den OMNIBUS bereits Mitte 
1989 nach München geholt zu einer Veranstaltung zu „Joseph 
Beuys, Direkte Demokratie und Kunst“ und war bei der ersten 
OMNIBUS-Tour durch die DDR im Februar 1990 mit dabei. 

Die erste Volksabstimmung über die Volksabstimmung in Deutschland. 

Ein Interview mit Brigitte Krenkers, Mit-Initiatorin des Volksbegehrens.

FRAGEN ANDREA ADAMOPOULOS

OMNIBUS FÄHRT  
IN BAYERN ZUM ERFOLG
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Dann bekamt Ihr innerhalb der zweiwöchigen Eintragungs-

frist 320.000 Unterschriften mehr als erforderlich und 

im Volksentscheid hat die Mehrheit der Bürger/innen dann 

gegen den CSU-Vorschlag und für den Gesetzentwurf des 

Volksbegehrens gestimmt. Wie ging es danach weiter?

Wir hatten es geschafft, wirklich eine „Volksabstimmung über die 
Volksabstimmung“ durchzuführen und die Bürger/innen haben 
unseren Vorschlag im Volksentscheid mit Mehrheit angenommen. 
Das war schon eine Premiere in Deutschland. Schon kurz nach der 
Einführung starteten die ersten Bürgerbegehren. Das Instrument 
des Bürgerentscheids wird nirgendwo in Deutschland so rege ge­
nutzt wie in Bayern. Dadurch, dass die Bayer/innen sich dieses 
Instrument selbst gegeben haben, sind die Hürden auch bürger­
freundlich und fair geregelt.

Unser Erfolg in Bayern führte dazu, dass in vielen Bundes­
ländern ebenfalls Initiativen entstanden, die über den Weg einer 
„Volksabstimmung über die Volksabstimmung“, die Regeln für die 
direkte Demokratie verbessern wollten. Die ersten Landesverbände 
von Mehr Demokratie entstanden, München wurde das Bundesbü­
ro von Mehr Demokratie. Für den OMNIBUS war die Fahrt mit 
dem Volksentscheid 1995 erstmal beendet, da ich dann schon zwei 
Kinder hatte. Im Jahr 2000 startete dann der zweite OMNIBUS… /

Wir trafen uns bei Freunden. Als ich von unserem Vorhaben 
erzählte, boten mir die Freunde an, in ihr Haus zu ziehen und 
dort das zentrale Büro für das Volksbegehren zu eröffnen. Es 
gab zwei freie WG-Zimmer und den Keller.

Zurück in Bonn, packten Thomas und ich im April 1993 
unsere Büros und Wohnungen ein und fuhren mit dem blauen 
OMNIBUS nach München. Dort haben wir den Kohlenkeller aus­
geräumt, unser Büro installiert und dann ging es direkt los. Wir 
haben gemeinsam mit den Bündnispartnern den Gesetzesentwurf 
ausgearbeitet und der Mehr Demokratie e.V. wurde gegründet.

Die Keimzelle war installiert. Wer kam dazu?

Als erstes Tim Weber und Ralf Kampwirth aus Bremen, die 
sich auf ein Praktikum in Bonn beworben hatten und nun nach 
München kommen mussten. Für die erste Hürde, den Antrag 
auf Volksbegehren, benötigten wir 25.000 Unterschriften, die 
wir auf der Straße sammeln konnten. Wir starteten im Juni 
1993, doch die Sammlung geriet ins Stocken und im Oktober 
wurde uns klar, dass wir die Unterschriften eigenhändig auf 
der Straße sammeln müssen. Silvia Gauss und Henry Mattheß 
aus Dresden fuhren mit dem OMNIBUS kontinuierlich durch 
Bayern. Der OMNIBUS stand auf Marktplätzen und in Fuß­
gängerzonen. Sie führten in jedem Ort Informationsveranstal­
tungen durch und unterstützten die Aktiven vor Ort. Weil ich 
schwanger war, konnte ich nicht mehr mit dem OMNIBUS un­
terwegs sein und übernahm die Tourenplanung. Im Frühjahr 
1994 waren die 25.000 Unterschriften erreicht und ein halbes 
Jahr später konnten wir endlich den Antrag auf Volksbegehren 
einreichen. Die Eintragungszeit für das Volksbegehren wurde 
auf die erste Februarhälfte 1995 festgelegt.

Brigitte Krenkers

Mit-Initiatorin des OMNIBUS für Direkte Demokratie.

Andrea Adamopoulos

langjährige Mitarbeiterin des OMNIBUS.

Der erste OMNIBUS vor dem Haus in der Fritz-Berne-Straße in München, in dem das Volksbegehren organisiert wurde.
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BUNDESWEITE VOLKSENTSCHEIDE

Mein zentrales Motiv ist wenig edel: Es ist der Neid. Viele Ver­
bände und die politischen Parteien haben Stiftungen, die ihnen 
teils bedeutende Summen zur Verfügung stellen. Warum hat 
Mehr Demokratie so etwas nicht? Das fragte ich mich. 

Als der Bundesvorstand vor ein paar Jahren einige Mitglie­
der auf die Stiftungsidee ansprach, war ich gleich gepackt: Auf 
diese Weise könnte man gut zusätzliche Mittel sammeln für die 
Arbeit des Vereins. Die Kombination aus ethischer Geldanlage 
und Förderung von Mehr Demokratie würde sicherlich auch an­
dere Menschen ansprechen. Denn selbst wenn der bundesweite 
Volksentscheid schon bald Wirklichkeit wäre, ist und bleibt es 
eine ständige Herausforderung, die Demokratie zu schützen und 
weiter zu entwickeln. Deshalb hat mich die Stiftungsidee ange­
sprochen.

Ein erstes konstruktives Treffen fand vor gut zwei Jahren 
statt. Eine Stiftung würde eine solide Basis schaffen für die Ar­
beit des Vereins. Die Zuwendungen könnten über längere Zeit 
eine Wirkung entfalten. Zu guter Letzt könnte eine Stiftung An­
lass sein, dass Menschen die Demokratieentwicklung in ihrem 
Testament berücksichtigen. Darin waren wir uns einig, ebenso 
in dem Anspruch, hohe ethische Kriterien für die Geldanlage zu 
definieren. Nach und nach fanden wir zur jetzigen Konstruktion. 
Unter dem Dach der GLS Treuhand in Bochum haben wir einen 
Stiftungsfonds gegründet. 

Ein wunderbarer Moment war für mich, als feststand, wel­
che Gesamtsumme wir vier gemeinsam aufgebracht haben: 
100.000 Euro! Ich hatte zunächst bescheidenere Zahlen im Kopf 
und freute mich über dieses Signal einer ernsthaften Entschlos­

senheit. Ich wünsche mir, dass dieses Signal auch bei anderen 
Menschen ankommt. Ein Anfang ist gemacht. Eine Form ist ge­
funden, die Verwaltung organisiert. Der Stiftungsfonds soll Mehr 
Demokratie auf lange Sicht unterstützen. Machen Sie mit! Es ist 
möglich, mit einer kleineren oder größeren Summe dabei zu sein. 
Das Geld wird fortan auf eine sinnvolle Weise angelegt – für Mehr 
Demokratie und für unser gemeinsames Ziel: eine fair geregelte 
direkte Demokratie auf allen politischen Ebenen! /

Kontoverbindung des Stiftungsfonds für weitere 

Zustiftungen und Spenden

Kontoinhaber: �Dachstiftung für individuelles Schenken

IBAN: DE54 4306 0967 0103 7008 00

Bank: �GLS Gemeinschaftsbank eG in Bochum

Verwendungszweck: MEHR DEMOKRATIE-Stiftung

Ansprechpartnerinnen	

Mehr Demokratie e.V.: 	

Katrin Tober 

Tel. 0421-79 46 370

katrin.tober@mehr-demokratie.de

GLS Treuhand

Christiane Altenkamp 

Tel. 0234-579 753 51

christiane.altenkamp@gls-treuhand.de

Mehr Informationen

www.mehr-demokratie.de/stiftungsfonds.html

STIFTEN FÜR 
DIE DEMOKRATIE
Andreas Häußler ist seit fast 20 Jahren Mitglied 

bei Mehr Demokratie e.V. – und noch in sechs 

anderen Vereinen. Der erfolgreichste, sagt er, ist 

Mehr Demokratie. Für diesen Verein hat er nun 

gemeinsam mit drei anderen Menschen einen 

Stiftungsfonds gegründet. Warum?

TEXT ANDREAS HÄUSSLER
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KURZ NOTIERT

Bulgarien

Am 25. Oktober stimmen die Bulgar/innen 
darüber ab, ob sie in Zukunft auch auf 
elektronischem Wege an Wahlen und Ab­
stimmungen teilnehmen können. Das Re­
ferendum wird zusammen mit regulären 
Kommunal- und Bürgermeisterwahlen 
stattfinden.

Europa

Das OMT-Programm der Europäischen 
Zentralbank, über das sie Staatsanlei­
hen ihrer Mitgliedsländer kaufen kann, 
ist mit den EU-Verträgen vereinbar. Das 
entschied der Europäische Gerichtshof. 
Nun muss sich das Bundesverfassungs­
gericht erneut mit dem Programm befas­
sen. Die Entscheidung über das OMT-
Programm stellt den letzten offenen Teil 
der Bürgerklage gegen ESM und Fiskal­
vertrag von Mehr Demokratie dar (siehe 
mdmagazin Nr. 103). 

Hongkong

Die Abgeordneten des Legislativrats der 
chinesischen Sonderverwaltungszone 
Hongkong haben das neue Wahlrecht 
abgelehnt, das die chinesische Zentral­
regierung dem Staatstaat angeboten hat. 
Es sah zwar die Direktwahl des Regie­
rungschefs vor, die Kandidat/innen wären 
jedoch weiterhin von einem Komitee aus­
gewählt worden, das von China kontrolliert 
ist. Das prodemokratische Lager stimmte 
dementsprechend geschlossen gegen die 
Gesetzesvorlage, nur acht Abgeordnete 
sprachen sich dafür aus. Die Demokra­
tiebewegung hatte sich durch die Wahl­
reform eine wirkliche Demokratisierung 
des Wahlrechts erhofft. Für die chinesische 

Regierung gibt es mehrere Gründe, eine 
Demokratisierung Hongkongs zu verhin­
dern. Bei einer frei gewählten Regierung 
drohten nicht nur Machtverlust und ein 
stärkeres Streben nach Unabhängigkeit in 
Hongkong, auch andere Regionen könnten 
sich dies zum Vorbild nehmen und mehr 
demokratische Rechte einfordern (siehe 
mdmagazin Nr. 102, Nr. 105).

Neuseeland

Der Inselstaat gibt sich in einem breit an­
gelegten Beteiligungsverfahren, das mit 
einem Volksentscheid abschließt, eine 
neue Nationalflagge. 10.000 Vorschläge 
sind aus der Bevölkerung eingegangen, 
aus denen eine Kommission nun vier 
Motive auswählt, die im Dezember zur 
Wahl stehen. Im Januar 2016 können 
die Neuseeländer/innen dann in einem 
zweiten Referendum zwischen der alten 
Flagge und dem Siegermotiv entschei­
den. Eine neue Flagge soll symbolisch 
eine Abgrenzung zur ehemaligen Kolo­
nialmacht Großbritannien schaffen.

Österreich

„Der Nationalrat möge den Austritt der 
Republik Österreich aus der Europäi­
schen Union mit Bundesverfassungsge­
setz, welches einer Volksabstimmung zu 
unterziehen ist, beschließen.“ Dies fordert 
ein Volksbegehren, das zwischen dem 
24. Juni und dem 1. Juli von 261.065 Ös­
terreicher/innen unterzeichnet wurde. Das 
sind 4,12 Prozent der Stimmberechtigten. 
Volksbegehren in Österreich sind den 
Volksinitiativen in deutschen Bundeslän­
dern vergleichbar, denn sie führen nicht zu 
einem Volksentscheid mit verbindlichem 

KURZ NOTIERT Ergebnis, sondern nur zu einer Befassung 
des Parlaments. Die dazu notwendige 
Hürde von 100.000 Unterschriften hat das 
Austrittsvolksbegehren locker geschafft. 
Wann der Nationalrat das Thema auf die 
Tagesordnung setzt, ist noch offen. 

Polen

Am 6. September haben die Pol/innen 
darüber abgestimmt, ob sie ein Mehr­
heitswahlrecht einführen, die Parteifi­
nanzierung durch den Staat beibehalten 
und die Regel „im Zweifel für den Steu­
erzahler“ in Finanzämtern durchsetzen 
wollen. Gerade einmal 7,8 Prozent der 
Stimmberechtigten beteiligten sich an 
der Abstimmung, die Präsident An­
drzej Duda angesetzt hatte. Damit das 
Ergebnis bindend ist, hätten 50 Prozent 
teilnehmen müssen. Das Plebiszit war 
direkt mit dem Präsidentschaftswahl­
kampf verknüpft und Gegenstand hefti­
ger Kritik. Die erste Frage galt als ver­
fassungsrechtlich bedenklich, die zweite 
Frage war unklar formuliert und die 
dritte Frage hatte sich bereits erübrigt, 
weil das Parlament ein entsprechendes 
Gesetz verabschiedet hatte. Referenden 
können in Polen nicht vom Volk initiiert 
werden, sondern werden vom Parlament 
oder vom Präsidenten ausgelöst. 

Tschechien

Die tschechische Mitte-Links-Regierung 
hat einen Gesetzentwurf vorgelegt, der 
Referenden auf nationaler Ebene vorsieht. 
Er benötigt im Parlament allerdings eine 
Drei-Fünftel-Mehrheit und somit auch 
die Unterstützung der Opposition, die 
dem Vorhaben kritisch gegenübersteht. 
Der Gesetzentwurf sieht vor, dass dem 
Volksentscheid eine Petition mit 250.000 
Unterschriften vorausgehen muss, wobei 
alle Fragen ausgeschlossen sind, die inter­
nationale Verpflichtungen, Grundrechte, 
den Staatshaushalt oder das Steuerrecht 
betreffen. Mindestens 25 Prozent der 
Wahlbeteiligten müssten ihre Stimme ab­
geben, damit das Ergebnis bindend ist. /
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Ein Drittel der Abstimmungsberechtigten 
entspricht in Mecklenburg-Vorpommern 
mehr als 450.000 Ja-Stimmen. Zum Ver­
gleich: Die große Koalition aus SPD und 
CDU erreichte bei der Landtagswahl 2011 
zusammen 399.220 Zweitstimmen. 

Immerhin könnte ein Scheitern am 
Zustimmungsquorum zur Folge haben, 
dass dessen Bedeutung erstmals ins Be­
wusstsein der Menschen dringt. Davon 
könnte die verschleppte Verfassungs­
reform profitieren, auf die sich Koalition 
und Opposition eigentlich schon im De­
zember 2014 geeinigt hatten: Das Unter­
schriftenquorum für Volksbegehren sollte  
auf 7,5 Prozent abgesenkt werden, was 
in absoluten Zahlen eine Reduzierung 
von 120.000 auf etwa 100.000 bedeuten 
würde. Vor allem aber sollte das Zustim­
mungsquorum beim Volksentscheid von 
33,3 Prozent auf 25 Prozent sinken. Diese 
Reform wollte der Landtag noch in dieser 
Legislaturperiode, also vor dem Herbst 
2016 verabschieden, doch als das Volks­
begehren kam, ließ die Koalition das  
Thema fallen wie eine heiße Kartoffel.  
Es ist zu hoffen, dass die Reform nach 
dem 6. September wieder Fahrt aufnimmt 
– nicht zuletzt dadurch, dass die Bürger/
innen zum ersten Mal Erfahrungen mit 
der Volksgesetzgebung machen konnten. /

gelaufen war. Von Anfang an legte die 
Regierung dem Volksbegehren Steine in 
den Weg. Justizministerin Uta-Maria Ku­
der (CDU) untersagte dem Richterbund, 
die Unterschriftenlisten in den Gerichten 
auszulegen, sowie den Amtsgerichtsdi­
rektor/innen, Auskünfte zum Stand der 
Umsetzung der Gerichtsstrukturreform 
zu geben. Und sie begann, ungeachtet der 
Unterschriftensammlung Fakten zu schaf­
fen: Im Oktober 2014 wurden die ersten 
Gerichte geschlossen. Am 9. Dezember 
2014 übergaben die Initiator/innen der 
Landtagspräsidentin knapp 150.000 Un­
terschriften, 30.000 mehr als nötig. We­
gen des sich abzeichnenden Volksent­
scheids versuchten LINKE und Grüne 
im Landtag mehrmals, die Schließung 
weiterer Amtsgerichte auszusetzen, was 
die Regierungsfraktionen erwartungsge­
mäß ablehnten. In der Debatte verstieg 
sich die justizpolitische Sprecherin und 
stellvertretende Fraktionsvorsitzende der 
SPD, Stefanie Drese, dazu, die Forderung 
nach einem Moratorium als „Aufforde­
rung zum Rechtsbruch“ zu bezeichnen. 
Zwischen März und Juli 2015 beendeten 
drei Amtsgerichte ihre Arbeit. 

Am 3. Juni 2015 lehnte der Landtag 
den Gesetzentwurf des Volksbegehrens 
endgültig ab. Der Volksentscheid wurde 
auf den 6. September gelegt. 83,2 Pro­
zent der Abstimmenden lehnten die Ge­
richtsreform ab. Da nur 23,7 Prozent der 
Wahlberechtigten an die Urnen gingen, 
scheiterte das Volksbegehren dennoch 
unecht am höchsten Zustimmungsquo­
rum Deutschlands von 33,3 Prozent.  

DER ERSTE VOLKSENTSCHEID!
In Mecklenburg-Vorpommern haben die Bürger/innen erstmals einen 

Volksentscheid durchgesetzt. Sein Scheitern am Quorum könnte die 

Reformdebatte neu beleben.

TEXT NICOLAI PAHNE 

25 Jahre nach der Gründung des Bun­
deslandes geschah in Mecklenburg- 
Vorpommern Historisches: Am 6. Sep­
tember 2015 wurden die Bürger/innen 
erstmals zu einem Volksentscheid an die 
Urnen gerufen, den ein Volksbegehren 
ausgelöst hatte. Es ging um die Gerichts­
strukturreform der rot-schwarzen Landes­
regierung, die eine Reduzierung der Amts­
gerichte von 21 auf zehn vorsieht. Das erste 
erfolgreiche Volksbegehren und der erste 
Volksentscheid sind zweifellos ein Sieg für 
die direkte Demokratie in Mecklenburg-
Vorpommern, obwohl sie die ungeliebte 
Reform nicht kippen konnten.

Gegen diese Reform, die an eine 
äußerst unpopuläre Kreisgebietsreform 
anschließt, regte sich breiter Widerstand. 
Nachdem 2011 die Zahl der Landkreise 
und kreisfreien Städte drastisch redu­
ziert wurde, zieht sich der Staat mit der 
Schließung mehrerer Gerichtsstandorte 
in dem dünn besiedelten und unter Bevöl­
kerungsrückgang leidenden Bundesland 
noch weiter aus dem ländlichen Raum 
zurück. Zudem wird bezweifelt, dass die 
Gerichtsschließungen überhaupt nen­
nenswert Einsparungen und Effizienz­
steigerungen bringen. Profitiert hat das 
Volksbegehren überdies davon, dass es 
mit dem Richterbund und dem Verein 
Pro Justiz kompetente und gut vernetzte 
Träger hatte. Unterstützt wurde es von 
den demokratischen Oppositionsparteien 
im Schweriner Landtag, die LINKE und 
Bündnis 90/Die Grünen.

Das Begehren startete im März 2014, 
nachdem eine Volksinitiative ins Leere 

Nicolai Pahne

Mitglied im Landesvorstand 

Mecklenburg-Vorpommern von 

Mehr Demokratie.
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keineswegs das Bundesland mit der niedrigsten Wahlbe­
teiligung. Sachsen und Brandenburg stehen mit weniger als  
50 Prozent noch schlechter da – dabei ist ihr Wahlrecht keines­
wegs kompliziert, sondern ähnelt dem Bundestagswahlrecht. 
Erst recht relativiert sich das schlechte Bremer Ergebnis, wenn 
man bedenkt, dass viele Wähler/innen die Bürgerschaftswahl als 

Kommunalwahl empfinden. Die Kom­
munalwahlbeteiligung in vergleichbaren 
Großstädten liegt selten über 50 Prozent. 
In Hannover erreichte sie zum Beispiel 
2011 nur 45 Prozent, ähnlich in München. 
Eine Wissenschaftlerin der Bertelsmann 
Stiftung, die eine umfangreiche Studie 
zu den Bremer Wahlen vorgelegt hat, 
erklärte bei einer Podiumsdiskussion, 
das Wahlrecht sei sicher nicht hauptver­
antwortlich für die niedrige Wahlbetei­
ligung.

Benachteiligt das Wahlrecht Minderheiten?

Björn Tschöpe, Vorsitzender der SPD-Bürgerschaftsfraktion, fast 
50 Jahre alt und seit zwölf Jahren Landtagsabgeordneter, erklärte 
der erstaunten Öffentlichkeit, das Wahlrecht benachteilige Frauen 
und Jüngere. Nur eine starre Liste, nach Alter und Geschlecht 
quotiert, garantiere ihre angemessene Beteiligung. Gäbe man den 
Wähler/innen die Möglichkeit, die Listenreihenfolge durchein­
ander zu würfeln, gewännen die älteren Männer. Denn Frauen 
und Jüngere verfügten nicht über den notwendigen Bekanntheits­
grad, um Personenstimmen zu mobilisieren. Mehr Demokratie 
hat nachgerechnet und die tatsächliche Mandatsverteilung mit 

BREMER WAHLRECHT 
IN DER KRITIK
Gehen die Menschen nicht wählen, weil ihnen das Wahlrecht zu kompliziert erscheint?

TEXT DR. PAUL TIEFENBACH

Eigentlich stand am 10. Mai ein langweiliger Wahlabend zu er­
warten. Noch nie gab es in Bremen eine Regierung, die nicht 
von der SPD geführt wurde. Dass die rot-grüne Landesregierung 
weitermachen würde, schien sicher. Obwohl es genauso kam, 
schockierte das Wahlergebnis die Bremer Öffentlichkeit und 
sorgte auch außerhalb Bremens für Aufmerksamkeit. Der Bür­
germeister und Spitzenkandidat der SPD, 
Jens Böhrnsen, erklärte seinen Rückzug. 
Auch der Fraktionsvorsitzende der Grü­
nen, Matthias Güldner, nahm seinen Hut. 

Was war passiert? Beide Regierungs­
parteien mussten heftige Verluste hin­
nehmen: die SPD minus sechs Prozent, 
die Grünen minus sieben Prozentpunkte. 
Die Wahlbeteiligung fiel auf einen histo­
rischen Tiefstwert: Nur noch 50,2 Prozent 
der Wahlberechtigten mochten das Lan­
desparlament mitwählen. Der Schuldige 
war schnell ausgemacht: Das Wahlrecht, 
nach einem von Mehr Demokratie initiierten Volksbegehren ein­
geführt und 2011 erstmals angewendet, sei viel zu kompliziert. 
Das Lokalfernsehen präsentierte eine ältere Dame, die ratlos in 
den umfangreichen Stimmzettelheften blätterte – eins für die 
Bürgerschaft, eins für die Stadtteilbeiräte – und sie dann beiseite 
legte. „Da blickt doch niemand durch!“, war die Botschaft. 

Hält das Bremer Wahlrecht die Menschen vom Wählen ab?

Freilich schrumpfte die Wahlbeteiligung in Bremen auch 
schon zu Zeiten, als das Wahlrecht noch ganz simpel gestrickt 
war – mit einer Ausnahme seit 1987. Auch ist der Stadtstaat  

Nur noch  
ein gutes Drittel der 
Wähler/innen wählt  

„traditionell“ und vergibt 
Listenstimmen für eine 

einzige Partei. 
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Die Parteispitzen fürchten den Einfluss der Unbequemen

Es drängt sich der Eindruck auf, dass der Frauenanteil als Vor­
wand genutzt wird, um das Wahlrecht insgesamt in seiner Wir­
kung zu beschneiden – obwohl es, einzelnen kritischen Stimmen 
zum Trotz, bei der Mehrheit der Wähler/innen beliebt ist. Mehr 
als die Hälfte von ihnen gibt entweder Personenstimmen ab oder 
wählt mehrere Parteien. Oder macht beides. Nur noch ein gu­
tes Drittel der Wähler/innen wählt „traditionell“ und vergibt nur 
Listenstimmen an eine einzige Partei. Dementsprechend wächst 

der Anteil von Abgeordneten in den Frak­
tionen, die unbequem sind und die man 
deswegen auf eigentlich aussichtslosen 
Listenplätzen untergebracht hatte. Nach 
der vorletzten Wahl 2011 saßen 18, nach 
der diesjährigen Wahl sitzen 22 Menschen 
in der Bürgerschaft, die von ihrer Partei­
führung nicht wirklich erwünscht sind – 
Sie machen also mehr als ein Viertel des 
Parlaments aus. Diese Abgeordneten las­
sen sich nicht so leicht disziplinieren, die 
Macht der Fraktionschefs und -chefinnen 
wackelt.

Beschneidung des Wählereinflusses 

durch die Hintertür?

Da es unpopulär wäre, das personalisierte Wahlrecht ganz ab­
zuschaffen, ist eine „kleine technische Änderung“ geplant – mit 
großer Wirkung auf die Zusammensetzung der Bürgerschaft. 
Künftig sollen die Mandate zuerst nach Personenstimmen 
verteilt werden und dann nach Listenreihenfolge. Noch läuft 
es andersherum. Was wie ein Detail aussieht, hätte enorme 
Wirkung: Die Modellrechnung zeigt, dass dann statt jetzt 22 
nur noch neun Abgeordnete von unteren Listenplätzen ins Par­
lament gekommen wären. 

Noch bleibt offen, ob diese Änderung kommt. Ein Bürger­
schaftsausschuss soll sich mit der Frage befassen. Während die 
SPD und die Fraktionsvorsitzende der LINKEN sich schon fest­
gelegt haben, halten die anderen Parteien sich bislang zurück. 
Eine Schlüsselrolle spielen sicherlich die Grünen als Regierungs­
partei. Bislang haben sie das Wahlrecht immer tapfer gegen die 
SPD verteidigt, allerdings war deren Druck auch noch nie so 
groß. Der Landesverband Bremen/Niedersachsen von Mehr 
Demokratie wird an Verbesserungen konstruktiv mitarbeiten, 
solange der Einfluss der Wähler/innen nicht zurückgedreht wird. 
Sollte es anders kommen, müsste man ein neues Volksbegehren 
planen. Ein Kraftakt, zweifellos. Andererseits zeigt der hohe 
Anteil vergebener Personenstimmen, dass zumindest der aktive 
Teil der Wählerschaft das Wahlrecht durchaus wertschätzt. Und 
von Seiten der 22 Abgeordneten, die ihr Mandat den Personen­
stimmen verdanken, sollte es wohl auch Unterstützung geben./

einer fingierten Mandatsverteilung ohne Kumulieren und Pana­
schieren verglichen. Dabei kam heraus, dass das personalisierte 
Wahlrecht die Bürgerschaft im Durchschnitt jünger macht: Der 
Altersdurchschnitt ist niedriger, als wenn man nur geschlossene 
Listen hätte wählen können. Auch nach der Wahl 2007, als zum 
letzten Mal nach dem alten Wahlrecht gewählt wurde, waren die 
Abgeordneten durchschnittlich deutlich älter als sie es jetzt sind.

Der Anteil der weiblichen Abgeordneten ist allerdings von 
41 Prozent auf 34 Prozent zurückgegangen. Dies liegt zum Teil 
daran, dass mit FDP und AfD zwei Partei­
en neu in der Bürgerschaft vertreten sind, 
die keine quotierten Listen haben. Den­
noch hat Tschöpe in diesem Punkt recht: 
Von den 22 Abgeordneten, die durch Ku­
mulieren und Panaschieren von unteren 
Listenrängen aufgestiegen sind, sind 16 
männlich und nur sechs weiblich. Bei der 
SPD profitieren neun Männer, aber nur 
zwei Frauen vom neuen Wahlrecht. Bei 
den anderen Parteien ist es ausgeglichener. 

Sollte man das Wahlrecht also aufge­
ben oder in seiner Wirkung beschränken, 
damit es mehr weibliche Abgeordnete 
gibt, wie dies SPD und Linke fordern? 
Zunächst sei daran erinnert, dass die 41 Prozent Frauenanteil 
nach der Bürgerschaftswahl 2011, damals der höchste Anteil 
weiblicher Abgeordneter in einem Landesparlament überhaupt, 
mit dem gleichen Wahlrecht erreicht wurden. Das personali­
sierte Wahlrecht verunmöglicht einen hohen Frauenanteil also 
keineswegs. Das zeigt auch Hamburg, wo der Anteil weiblicher 
Abgeordneter mit 38 Prozent ebenfalls hoch ist. Nordrhein-
Westfalen, mit einem nicht personalisierten Wahlrecht, kommt 
dagegen auf 29,5 Prozent. Befragungen des Landeswahlleiters 
nach der Wahl haben ergeben, dass Frauen in höherem Maße als 
Männer Personenstimmen vergeben. Auch war die Wahlbeteili­
gung bei Frauen etwas höher. Wenn trotzdem mehr Männer als 
Frauen von Personenstimmen profitiert haben, liegt dies wohl 
dran, dass Frauen öfter für männliche Kandidierende gestimmt 
haben als umgekehrt. Und nicht zuletzt ist das Votum der Wäh­
ler/innen natürlich zu akzeptieren.

Weniger Frauen, aber mehr Abgeordnete mit Migrationshin­
tergrund hat das personalisierte Wahlrecht in die Bürgerschaft 
gebracht. Von diesen werden 15 in der neuen Bürgerschaft sit­
zen, ohne das personalisierte Wahlrecht wären es nur elf. Bei 
denjenigen Aufsteiger/innen in die Mandatsränge, die Migra­
tionshintergrund haben, überwiegen bei weitem Männer. Vor 
allem auf den hinteren Listenplätzen der SPD standen eine Reihe 
populärer männlicher Vertreter von Ausländerverbänden. Diese 
haben Stimmen gesammelt in ihren Verbänden, offenbar auch 
von den weiblichen Mitgliedern. Die SPD könnte hier leicht zu­
gunsten des Frauenanteils eingreifen, indem sie zum Beispiel 
mehr populäre weibliche Vertreterinnen aus Ausländerverbänden 
auf ihre Liste nähme. Oder auf den vorderen, relativ sicheren 
Listenplätzen, überquotiert weibliche Kandidaten aufstellte. 

Dr. Paul Tiefenbach

Koordinator des AK Wahlrecht von Mehr Demokratie.

Da es unpopulär wäre,  
das personalisierte Wahl-
recht ganz abzuschaffen, 

ist eine „kleine technische 
Änderung“ geplant – mit 
großer Wirkung auf die 
Zusammensetzung der 

Bürgerschaft.
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Ob der Gesetzentwurf des Volksbegeh­
rens zulässig ist, wird aus Senatskreisen 
stark angezweifelt. Deshalb versuchten 
die Initiator/innen, ihren Gesetzentwurf 
im laufenden Prüfungsverfahren noch 
abzuändern. Die Innenbehörde wies die 
Anpassungen zurück mit der Begrün­
dung, das Abstimmungsgesetz lasse nur 
geringfügige Änderungen zu, wenn der 
Antrag auf Volksbegehren schon einge­
reicht ist. Hier sieht Mehr Demokratie 
Reformbedarf: Sofern die grundsätzli­
chen Ziele des Volksbegehrens erhalten 
bleiben, sollten nach der ersten Verfah­
rensstufe auch weiter reichende Ände­
rungen am Gesetzentwurf möglich sein. 
Im eigentlichen Volksbegehren und im 
Volksentscheid haben die Bürger/innen 
dann die Möglichkeit zu entscheiden, ob 
sie mit dem veränderten Gesetzentwurf 
einverstanden sind. 

Brandenburg

Das Aktionsbündnis Agrarwende hat 
im Juli sein Volksbegehren gegen Mas­
sentierhaltung gestartet. Die Initiative 
fordert, möglichst keine neuen Massen­
tierhaltungsanlagen mehr zu genehmigen 
und die bestehenden strenger zu kontrol­
lieren. In den ersten drei Wochen trugen 
sich trotz Ferienzeit bereits 10.000 der 
erforderlichen 80.000 Unterstützer/innen 
ein. Die Unterschriften können allerdings 
nicht auf der Straße gesammelt werden. 
Die Bürger/innen müssen auf Ämtern 

Nach Mehr Demokratie haben dies auch 
Bündnis 90/Die Grünen und mittlerweile 
ebenso die SPD erkannt und jeweils Kla­
ge vor dem Bayerischen Verfassungsge­
richtshof eingereicht. 

Ein Jubiläum wirklicher Bürgerbe­
teiligung feiern wir dagegen im Herbst: 
Das Volksbegehren „Mehr Demokratie in 
Bayern“ und der darauf folgende Volks­
entscheid sind nun 20 Jahre her (siehe den 
Spezialteil ab Seite 8). Die Hauptfeier im 
bayerischen Landtag findet allerdings 
erst im Frühjahr 2016 statt. 

Berlin

Am 1. Juni beantragte das Berliner Mie­
tenbündnis mit insgesamt 40.214 Unter­
schriften ein Volksbegehren, das die sozi­
ale Wohnraumversorgung in Berlin neu 
ausrichten will. Während die Prüfung auf 
Zulässigkeit noch lief, einigten sich der 
Berliner Senat und die Initiator/innen auf 
ein Kompromisspapier, das inzwischen 
als Gesetzentwurf vorliegt. Kernpunk­
te sind eine finanzielle Unterstützung 
von Mieter/innen in Sozialwohnungen  
sowie ein neuer Fonds, der Neubauten und 
Instandsetzungen im Bereich des öffent­
lichen Wohnungsbaus fördern soll. Sollte 
das Abgeordnetenhaus im November ein 
Gesetz beschießen, welches die Initiator/
innen billigen, hätte sich das Volksbe­
gehren erübrigt. Hier zeigt sich gut, dass 
direkte Demokratie durchaus Verhandlun­
gen und Kompromisse gestattet. 

Baden-Württemberg

Endspurt in Baden-Württemberg: Die lan­
ge angekündigten Demokratie-Reformen 
und das Informationsfreiheitsgesetz (IFG) 
sollen noch rechtzeitig vor der Landtags­
wahl im März 2016 verabschiedet wer­
den. Dazu werden die Gesetzentwürfe 
zum IFG, zur Verfassungsänderung für 
verbesserte Volksentscheidsregeln, zum 
Volksabstimmungsgesetz und zur Re­
form der Gemeindeordnung für leichtere 
Bürgerentscheide allesamt nach der Som­
merpause im Oktober ins Parlament ein­
gebracht. Für weitere Verbesserungen an 
den Entwürfen wird es wegen des hohen 
Zeitdrucks kaum noch Spielraum geben.

Im August geht zudem eine sehr er­
folgreiche dreiwöchige Unterschriften­
sammeltour des Landesverbandes für 
„Stop TTIP“ zu Ende. Für September 
und Oktober ist der Landesverband schon 
zu weiteren neun TTIP-Veranstaltungen 
eingeladen, um über die Gefahren aufzu­
klären, die durch TTIP und CETA drohen 
– unter anderem im neu eingerichteten 
TTIP-Beirat der Landesregierung.

Bayern

Bayerns Ministerpräsident Seehofer hat 
eine Volksbefragung angestoßen und als 
direktdemokratische Neuerung ersten 
Grades angekündigt (siehe mdmagazin 
Nr. 104). Realistisch betrachtet, handelt 
es sich eher um ein einseitiges Legitima­
tionsinstrument der Regierungspolitik. 

LÄNDERTELEGRAMM
mit Terminen vor Ort
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oder per Brief unterschreiben. Das macht 
es der Initiative deutlich schwerer, die er­
forderliche Anzahl an Unterschriften zu 
erreichen. Viele Initiativen in Branden­
burg sind aus diesem Grund mit ihren 
Vorhaben gescheitert. Werden bis Januar 
2016 genug Unterschriften gesammelt, 
muss sich der Landtag mit dem Thema 
beschäftigen. Lehnt er die Forderungen 
der Initiative ab, kommt es zum Volksent­
scheid. Dann wäre mit dem 25-Prozent-
Zustimmungsquorum eine weitere hohe 
Hürde zu nehmen. Mehr Demokratie hält 
diese Einschränkung für undemokratisch 
und fordert stattdessen die Abschaffung 
des Quorums. Wie bei Wahlen sollte die 
Mehrheit der Abstimmenden entscheiden. 

Bremen

siehe den Bericht ab Seite 26.

Hamburg

Galt Hamburg bis vor kurzem noch als 
Hochburg der direkten Demokratie, star­
tete der Senat – mit tatkräftiger Unterstüt­
zung der oppositionellen CDU – Mitte 
des Jahres einen Angriff auf die demo­
kratischen Errungenschaften des letzten 
Jahrzehnts. Mit einer „Schnellschuss“- 
Verfassungsänderung wurde das „Bürger­
schaftsreferendum“ eingeführt. Erstmals 
zum Einsatz kommt dieses Instrument 
am 29. November. Dann entscheiden die 
Hamburger/innen, ob ihre Stadt sich um 
die Austragung der Olympischen Spiele 
2024 bewirbt. Was zunächst gut klingt, 
bietet Bürgerschaft und Senat leider un­
zählige Möglichkeiten, direktdemokrati­
sche Verfahren zu torpedieren. Deshalb 
hat der Landesverband unter dem bekann­
ten Motto „Rettet den Volksentscheid“ ein 
Volksbegehren gestartet.

Bis Ende September müssen für 
„Rettet den Volksentscheid“ 10.000 gül­
tige Unterschriften gesammelt werden; 
beim Volksbegehren Ende Mai 2016 
sind innerhalb von drei Wochen 67.000 
Unterschriften erforderlich. Diese ge­
waltige Aufgabe wird ohne Hilfe vom 
Bundesverband und den anderen Lan­
desverbänden nicht zu bewältigen sein. 
In Hamburg muss sich zeigen, dass Mehr 
Demokratie stark genug ist, um seine Er­
folge auch zu verteidigen. 

Hessen

Seit dem 1. August assistiert Vanessa 
Endrejat dem Landesvorstand. Sie wird 
innerhalb des Landesgebiets Aktiven­
kreise und Ortsgruppen aufbauen und 
damit die dezentrale Arbeit von Mehr 
Demokratie fördern, zunächst in den 
Städten Frankfurt, Darmstadt, Wiesba­
den, Kassel, Gießen und Fulda.

TIPP Wer Interesse daran hat, in einem 

Aktivenkreis mitzuwirken, ist herzlich 

eingeladen, sich bei Vanessa Endrejat 

unter vorstand@md-hessen.de zu melden.

Seine Kritik an der geplanten gesetzlichen 
Neuregelung von Bürgerentscheiden wird 
der Landesvorstand in einer Anhörung im 
Landtag am 12. November vorbringen. 
Stillstand herrscht in Sachen Verfassungs­
konvent. Die im schwarz-grünen Koali­
tionsvertrag dokumentierte Neuregelung 
von Volksbegehren und Volksentscheid 
scheint aktuell auf Eis zu liegen.

Mecklenburg-Vorpommern

siehe den Bericht auf Seite 25.

Nordrhein-Westfalen

So häufig wie schon lange nicht mehr 
haben im ersten Halbjahr 2015 Stadt- 
und Gemeinderäte die Anliegen von 
Bürgerbegehren übernommen. In fünf 
Fällen hoben die Kommunalpolitiker/
innen zuvor selbst gefasste gegenteili­
ge Beschlüsse wieder auf. Im Vergleich 
zum ersten Halbjahr 2014 ist die Zahl der 
Bürgerentscheide stark zurückgegangen. 
Fanden zwischen Januar und Juni 2014 
noch fünf Bürgerentscheide statt, war es 
im ersten Halbjahr 2015 nur einer. Diese 
und andere Zahlen hat der Landesverband 
in seiner Halbjahresbilanz der Bürgerbe­
gehren zusammengestellt.

Die Städte und Gemeinden Nord­
rhein-Westfalens sollen einen besseren 
Einblick in das Handeln von Politik und 
Verwaltung gewähren. Dazu hat das 
Bündnis „NRW blickt durch“ ein Muster 
für eine Transparenzsatzung veröffent­
licht. Jeder Stadtrat kann diese Satzung 
für die eigene Kommune beschließen 
und damit die Regeln zur Information 
der Bürger/innen verbessern.

Zusammen mit abgeordnetenwatch.de 
hat Mehr Demokratie den Wähler/innen 
in 13 Großstädten Informationen zu den 
Kandidierenden bei den Oberbürgermeis­
terwahlen angeboten. Interessierte konnten 
die Amtsbewerber/innen online zu ihren 
politischen Zielen befragen. /

TIPP Aktuelle Informationen  

aus den Landesverbänden finden  

Sie auch auf deren Internetseiten.

Termine vor Ort

Bayern

5. Oktober 2015, München
Streitgespräch zu den Freihandelsabkom­
men TTIP und CETA zwischen Roman 
Huber und dem Ministerpräsidenten a. D., 
Günther Beckstein, im Gasteig, Rosenhei­
mer Straße 5, 81667 München um 19 Uhr 
im kleinen Konzertsaal. 
21. November 2015, Nürnberg
Landesmitgliederversammlung von 11 bis 
16 Uhr im Nachbarschaftshaus Gostenhof, 
Adam-Klein-Straße 6, 90429 Nürnberg 
mit Nachwahl eines Vorstands.

TIPP Informationen zu den Jubiläums-

veranstaltungen finden Sie unter  

bayern.mehr-demokratie.de/8310.html 

Bremen

7. November 2015, Bremen
Landestreffen von 11 bis 16 Uhr im Kul­
turhaus Walle Brodelpott, Schleswiger 
Straße 4, 28219 Bremen

TIPP Die Aktiven aus Bremen und 

Niedersachsen treffen sich regelmäßig in 

gemütlicher Runde, neue Teilnehmer/innen 

sind sehr willkommen. Die Termine 

erfahren Sie im Bremer Büro!

Nordrhein-Westfalen

31. Oktober 2015, Wesel
Landesmitgliederversammlung von 12  bis 
16 Uhr im Scala Kulturspielhaus, Wil­
helmstraße 8 –10, 46483 Wesel. Auf der 
Tagesordnung stehen unter anderem die 
Freihandelsabkommen TTIP und CETA 
sowie eine Initiative für mehr Transpa­
renz in Städten und Gemeinden.
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INTERNATIONAL

sich die Bevölkerung mehrheitlich für einen Ausbau der direk­
ten Demokratie aus.1 Der Verfassungsausschuss des National­
rates diskutierte „Demokratiepakete“, die einerseits von der 
rotschwarzen Regierung, andererseits von der Opposition, die 
eng mit mehr demokratie! Österreich kooperiert hatte, vorgelegt 
wurden. Doch die SPÖ stellte sich stur. Die einzige namhafte 
Person aus der SPÖ, die sich für die dreistufige Volksgesetzge­
bung erwärmen konnte, war die leider inzwischen verstorbene 
Nationalratspräsidentin Barbara Prammer (siehe mdmagazin 
Nr. 105). Ihre Offenheit gegenüber direkter Demokratie kom­
mentierte Michael Häupl in einem Interview mit klaren Worten: 
„Diese Automatik, die de facto die Ausschaltung des Parla­
ments bedeutet, werde ich nie akzeptieren. Ich bin für die Stär­
kung der Instrumente der direkten Demokratie, aber nicht für 
die Abschaffung der parlamentarischen Demokratie.“ Auf die 
Frage des Journalisten, ob er denn glaube, dass die Parlaments­
präsidentin die parlamentarische Demokratie abschaffen wolle, 
antwortete er: „Nein. Sie wird es nicht konsequent durchge­

Mit der autokratischen Monarchie unzufrieden, begehrten die 
Bürger/innen 1848 in der Märzrevolution mehr Demokratie. 
Überliefert ist dieses Gespräch Kaiser Ferdinands mit seinem 
Kanzler Metternich, die von einem Fenster der Hofburg aus die 
aufgebrachte Menge betrachten. Der Kaiser fragt: „Was mach’n 
denn all die viel’n Leut’ da? Die san so laut!“ Metternich ant­
wortet: „Die machen eine Revolution, Majestät“. Ferdinand 
darauf konsterniert: „Ja, dürfen s’ denn des?“

Die Antwort von Michael Häupl, Bürgermeister von Wien 
und informeller Chef der Regierungspartei SPÖ, lautet offenbar: 
„Nein, sie dürfen nicht!“ Nein, die Bevölkerung darf weder in 
einer Volksabstimmung noch in einer Volksbefragung selbst ent­
scheiden, wie viel direkte Demokratie in Österreich auf Bundes-, 
Länder- und Gemeindeebene zur Anwendung kommen soll. 

Intensive Debatte über direkte Demokratie

Damit wurde eine Debatte jäh beendet, die vor gut zweiein­
halb Jahren eigentlich vielversprechend begann. Die konser­
vative ÖVP entdeckte die auch in Österreich populäre direkte 
Demokratie für sich, wohl auch, um sich aus dem damaligen 
Umfragetief herauszuwinden. Der damalige Vizekanzler Mi­
chael Spindelegger besuchte gemeinsam mit der auflagenstar­
ken Kronenzeitung den Kanton Glarus und erhob anschließend 
ein zwingendes Initiativrecht nach Schweizer Vorbild sogar zur 
Koalitionsbedingung. Der Parteivorstand und weitere wichti­
ge Gremien der ÖVP machten sich den Ausbau der direkten 
Demokratie zu eigen. In einer ausführlichen Umfrage sprach 

 „NEIN, SIE DÜRFEN NICHT!“ 
Auch künftig dürfen die Österreicher/innen nicht per direkter Demokratie 

selbst entscheiden: Das unrühmliche Ende der Enquete-Kommission zur 

Reform der Demokratie in Österreich.

TEXT ERWIN MAYER

1 Direkte Demokratie in Österreich. Ergebnisse einer 

repräsentativen Umfrage, Graz/ Wien Oktober 2012. 

Abrufbar unter www.ifes.at/sites/default/files/downloads/

direkte_demokratie-bericht.pdf
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dacht haben.“ Nach dieser klaren Abfuhr durch die Nummer 1 
in der SPÖ war klar, dass alle nachfolgenden Verhandlungen 
im Parlament – inklusive der von Barbara Prammer noch ini­
tiierten Enquete-Kommission zur Stärkung der Demokratie – 
nur mehr eine intellektuelle Übung darstellten. Eine wirkliche 
Reform der direkten Demokratie war abgesagt.

Was blieb von der Enquete? 

Viele Nichtregierungsorganisationen, von Greenpeace bis 
Global 2000 haben sich gemeinsam für den Ausbau der di­
rekten Demokratie eingesetzt. Auch die Medien erkannten 
zwar frühzeitig, wie aussichtslos die Arbeit der Enquete war 
und berichteten kaum darüber. Doch sie durchschauten eben­
so das Spiel der Regierungsparteien im Parlament. Die herr­
schenden Parteien und deren oberste Organe wollten schlicht 
nicht freiwillig Macht abgeben. Schließlich beendete auch die 
ÖVP ihren Ausflug in die Demokratiepromotion und reihte 
sich in die Blockade der SPÖ ein. Den Regierenden erscheint 

Erwin Mayer

Bundessprecher von mehr demokratie! Österreich.

TIPP Aktuelle Informationen zum Stand der direkten 

Demokratie in Österreich finden Sie bei unserer  

Schwesterorganisation mehr demokratie! Österreich: 

www.mehr-demokratie.at

Kein XXXL-Demokratie-Paket, wie von mehr demokratie! Österreich und den Oppositionsparteien gefordert, sondern ein Mini-Päckchen 

kosmetischer Reformen: So speisen die Regierungsparteien SPÖ und ÖVP die Bürger/innen ab.

die Bevölkerung eben doch als eine zusätzliche Opposition, 
deren Rechte sie ebenso wenig erweitern wollen wie schon 
bisher jene der parlamentarischen Opposition.

Somit schließt sich der Kreis: Nein, die Österreicher/innen 
dürfen keine direkte Demokratie, der (gewählte) Kaiser hat 
gesprochen. /
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Souverän gehen Sie an der jahrzehntelangen, begründeten 
Kritik an der Parteiendemokratie vorbei. Als jahrzehntelang 
aktives Parteimitglied halte ich die Rede von der Postdemo­
kratie (Colin Crouch) für wohl begründet: Von schamlosem 
Lobbyismus, der Entfremdung, ja Abkopplung der politischen 
Klasse von den Interessen vor allem der sogenannten „kleinen 
Leute“ könnte ich lange berichten. Ein Blick auf die aktuelle 
„Rettungspolitik“ genügt: Wer wird da gerettet, die Banken 
oder die Bürger/innen? Wer wollte dieses abschließende Papier, 
wen hatten die deutschen Regierungsspitzen in ihren „Grexit-
auf-Zeit-Plan“ eingeweiht? Nicht mal ihre eigenen Spitzen­
politiker/innen, wie bei Sigmar Gabriel zu Tage trat. Wer der 
eigenen Partei nicht traut, soll die Bürger/innen ernsthaft betei­
ligen? Notgedrungen begnügen sich die Bürger/innen mit der 
offerierten Rolle als Abnicker, Claqueure, überlassen „Mutti“ 
die schwierigen Sachen.

Niemand ist gehindert, in einer Partei aktiv zu werden, aber 
wer glaubt, dass seine eifrigen Vorschläge und Anträge Gehör 
finden? Unter postdemokratischen Bedingungen – das oberste 
Prozent hat 99 Prozent des Einflusses und erhält fast eben so viel 
der gesellschaftlich erzeugten Gewinne und Vermögen – braucht 
es viel mehr Druck von unten, also auch von NGOs wie „Mehr 
Demokratie“. Darüber hinaus braucht es „Volksbewegungen“, 
die mehr sein sollten als Privilegien bewahrende Wutbürgerpro­
teste. Nur dann kommt auch wieder Bewegung in die (Parteien-) 
Demokratie. Aus den mit Staat und Wirtschaft symbiotisch 
verflochtenen Parteien kommen diese Impulse nicht (mehr). Sie 
müssen – wie nach 1968 – von unten in die Parteien übersetzt 
werden, deshalb bin ich noch dabei. Ohne zu wissen, ob das noch 
möglich ist. Angesichts all dessen ist ein Aufruf, geh doch nach 
drüben in die Partei, schlicht naiv.

 Stefan Grönebaum, Berlin

Den Leserbrief von Herrn Hauenschild habe ich aufmerksam 
gelesen. Lieber Mitstreiter, die Praxis sieht ganz anders aus. 
Das erlebe ich hier in Bornheim fortlaufend. Einige Profil-
Neurotiker – egal von welcher Partei – haben hier die De­
mokratie gekapert. Nach eigenem Bekunden wollen sie die 
ihnen verliehene Macht nicht teilen – „schließlich sind wir 
doch gewählt“ (für sechs Jahre). Dann habe ich mit Anderen 
einen Bürgerverein (so meinte ich dummerweise) gegründet 
und schwupp, schon gibt’s einen weiteren Profil-Neurotiker. 
Die ABB (Aktive Bürger Bornheim) mutierte zur ‚One Man 
Show‘. Wenn ich jüngere Menschen gezielt anspreche, kommt 
allgemein heraus: Da kann man doch nichts erreichen, die 
maggeln untereinander, man tauscht nur Namen aus, da habe 
ich Angst, den Mund aufzumachen. Erleben Sie hier hautnah, 
Demokratie nach Hausherrn-Art. 

 Manfred Umbach, Bornheim 

Es ist richtig, dass der normale Weg der politischen Willensbil­
dung und Teilhabe nach dem Grundgesetz über die Parteien führt. 
Wenn dieser Weg immer weniger beschritten wird, so kann das 
an den sturen Bürger/innen liegen oder an einem Wandel in den 
Parteien. Wie der Weg von der Nachkriegsdemokratie zur Partei­
endemokratie – ich behaupte sogar: Parteienherrschaft, denn der 
Demos ging inzwischen verloren – geführt hat, kann sehr gut bei 
Hans Apel, „Die deformierte Demokratie“ nachgelesen werden. 
Das Buch wurde 1991 herausgegeben. Inzwischen haben sich die 
Probleme vervielfacht. Die warnenden Stimmen gehen von Hans 
Apel über Richard von Weizsäcker bis zu Herta Däumler-Gmelin 
in dem Artikel „Demokratie in der Defensive“ und Claudine 
Nierth bei der Einleitung der Bundesversammlung. Es geht um 
die Machtfrage als Kern und Ziel.

Wolf-Dieter Hauenschild hat mit seinem Leserbrief im mdmagazin Nr. 105 eine Debatte 

über die Rolle der Parteien losgetreten, die wir gerne dokumentieren.

PARTEIEN-, NICHT 
POLITIKVERDROSSENHEIT

LESERBRIEFE
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ehemalige Parteimitglieder –, sind belebend für unser Land 
und unsere Staatsordnung, ganz im Sinne des Grundgesetzes: 
„Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus“. 

Artikel 21,1 GG macht es den Parteien zur Aufgabe, bei der 
politischen Willensbildung des Volkes mitzuwirken, und nicht an 
die Stelle des Souveräns zu treten und autoritär zu entscheiden, 
was der politische Wille des Volkes ist. Zweifellos wirken die 
Bürger/innen, die für ihre Bürger- und Volksbegehren Unter­
schriften sammeln und sich dabei der Diskussion mit den Bür­
ger/innen stellen, aktiv an der Willensbildung des Volkes mit. 
Jeder, der einmal Unterschriften gesammelt hat, weiß das. Es ist 
dem SPD-Mitglied Dr. Wolf-Dieter Hauenschild unbenommen, 
für mehr Mitglieder in den Parteien zu werben, aber er sollte, 
wenn er sich über die geringe Mitgliedschaft in den Parteien 
beschwert, nicht Ursache und Wirkung vertauschen. Zu Recht 
sieht Dr. Wolf-Dieter Hauenschild in den Menschen, die sich in 
Bürgerinitiativen engagieren, das Potential, das den politischen 
Parteien nicht mehr zur Verfügung steht. 

Aber haben die mündigen Bürger/innen nicht gute Gründe, 
sich angewidert von den etablierten Parteien abzuwenden? Do­
minieren in den Parteien nicht persönliche Eitelkeiten? Gilt nicht 
Eigennutz vor Gemeinnutz, Machterhalt statt Allgemeinwohl? 
Ungezählt sind die Berichte, auch in der parteienfreundlichen 
Hamburger Presse, über Mauscheleien und Verfilzungen in den 
Parteien auf Landes- und Bezirksebene. Ein weiterer Beleg dafür, 
dass es den Parteien in Hamburg nicht um „Mehr Demokratie“ 
oder um die Aktivierung der Bürger/innen und die Stärkung des 
Bürgerwillens, sondern nur um Machterhalt geht, ist die Absicht 
von SPD, Grünen und CDU, erneut das Wahlrecht in Hamburg 
zu ändern, weil es angeblich zu kompliziert für die (mündigen) 
Bürger/innen sei – und dies, nachdem sie gerade in trauter Ge­
meinsamkeit per Verfassungsänderung Volksinitiativen „im 
Keim erstickbar“ gemacht haben. Auf der Suche nach der Ursa­
che der sogenannten Politikverdrossenheit (wohl eher eine Poli­
tiker/innen- und Parteienverdrossenheit) der Bürger/innen lohnt 
ein Blick auf Art. 34 GG. Dort heißt es, dass die Abgeordneten 
„Abgeordnete des ganzen Volkes“ seien. Dieser Grundsatz wird 
im Verfassungsalltag zu oft vergessen. Der verfassungswidrige 
Fraktionszwang, die Haltung „Sie haben mich ja nicht gewählt, 
also bin ich Ihnen auch keine Rechenschaft schuldig“, Klientel­
politik auf Bezirks-, Landes- und Bundesebene und die Idee, den 
Staat als Beute zu nehmen, sind bedauerliche Realität unseres 
politischen Alltages. Hier liegt eine der Ursachen für die „Poli­
tikverdrossenheit“ in unserer Gesellschaft.

Der mündige Staatsbürger ist nicht mündig durch eine Mit­
gliedschaft in einer Partei, die für ihn spricht, sondern er äußert 
seine Mündigkeit, indem er sich vielfältig im (politischen) Alltag 
engagiert, zum Beispiel Flüchtlingen und Asylsuchenden hilft 
und sich für sie einsetzt, als Mitglied eines Betriebs- oder Per­
sonalrates Verantwortung übernimmt und indem er sich in Bür­
gerinitiativen oder Volksinitiative engagiert – alles Aktivitäten 
ohne besondere Bindung an eine Partei. 

 Michael Kuckhoff, Hamburg

Macht ist zum Selbstzweck geworden. Macht ist das Synonym 
für Zugang zu Pfründen, Posten, Finanzmitteln, Meinungsbe­
einflussung oder auch nur Darstellung des Egos. Die Fraktions­
führungen sind deshalb bei der Sicherung der Macht auch un­
erbittlich gegenüber den Abgeordneten. Ganz aktuell dazu die 
Reaktion von CDU-Fraktionschef Volker Kauder auf die eigene 
Meinung einiger Fraktionskolleg/innen zum Finanztransfer nach 
Griechenland, denen er mit dem Rauswurf aus wichtigen Aus­
schüssen droht. Es geht um den Kern. Die Parteien sind über die 
Fraktionen die wahren Herrscher des Parlaments. So war das 
ursprünglich nicht gedacht.

Dass die Entwicklung des Parteiensystems so ist, ist ganz 
einfachen menschlichen Mechanismen geschuldet und nicht bös­
willig. Das Anreizsystem unserer Demokratie befördert dies. Wir 
können nicht von selbstlosen Idealist/innen ausgehen, die sich für 
unsere Gemeinschaft hingeben. Der Vorwurf trifft diejenigen, 
die wirksame Mechanismen wider besseren Wissens verhindern. 
Ein Mechanismus wäre zum Beispiel die Erstattung der Wahl­
kampfkosten nach erhaltenen Stimmen. Gerecht, klar und ein 
Ansporn zur Mitnahme der Wahlbürger/innen. Ein ultimativer 
Bremshebel ist die direkte Demokratie, also die Beteiligung des 
Wahlvolkes, um Fehlentwicklungen zu stoppen.

 Die Behauptung von Dr. Hauenschild ist falsch, dass der 
Grund für das fehlende Engagement nicht bei den Parteien oder 
gar bei „der Politik“, sondern allein und ausschließlich bei den 
Bürger/innen liegt, die nicht bereit sind, einen Teil ihrer Zeit und 
Lebenskraft für unsere Demokratie zur Verfügung zu stellen“. 
Es geht nicht um die Demokratie, sondern um die Macht der 
Parteien. Genau das wollen die Bürger/innen nicht und genau 
aus diesem Grund kommen immer mehr verantwortliche Bürger/
innen zu Vereinigungen wie Mehr Demokratie. Dort bringen sie 
gerne diese Zeit und Lebenskraft für die Gemeinschaft ein, weil 
sie sich hier einen Erfolg, eine Wirkung versprechen und auch 
wohl erfahren haben.

 Und zum Abschluss noch ein Zitat aus dem Buch von Hans 
Apel, das ganz gut zu unserem Verein  Mehr Demokratie passt: 
„Die geforderte Einfügung plebiszitärer Elemente in unser 
Grundgesetz soll die Partizipation der Bürger am politischen 
Willensbildungsprozess verstärken, der erstarrten Parteidemo­
kratie „Beine machen“, nicht an ihre Stelle treten“.

 Gerhard J. Hempfer, Utting am Ammersee

Stellen die Bürger/innen, die im Moment auf den Märkten 
und Straßen Hamburgs Unterschriften für „Rettet den Volks­
entscheid“ und „Lex Olympia“ sammeln, nicht „einen Teil 
ihrer Zeit und ihrer Lebenskraft“ für unsere Demokratie zur 
Verfügung? Oder sind nur Parteimitglieder zu solchen Op­
fern bereit, wie es Dr. Wolf-Dieter Hauenschild unterstellt? 
Die Vielzahl von Volks- und Bürgerinitiativen, in denen viele 
mündige Bürger/innen außerhalb der etablierten Parteien un­
entgeltlich einen Teil ihrer Zeit und Lebenskraft für unsere 
Demokratie zur Verfügung stellen – übrigens vielerorts auch 
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Repräsentative Demokratie ist eine Form individueller und 
kollektiver Delegation, die auf lange Sicht gesehen ein er­
hebliches Risiko für moderne, zivilisierte Gesellschaften 
darstellt. Denn delegiert wird nicht nur das letztliche Ent­
scheiden politischer Detailfragen, sondern auch Wissen und 
Verstehen von Hintergründen und Zusammenhängen unseres 
gesellschaftlichen Zusammenlebens. Und delegiert werden 
auch die Bereitschaft und Fähigkeit zur Verantwortung für 
sich und andere. Wo diese bürgerschaftlichen Kompetenzen 
längere Zeit brach liegen, beginnen sie zu verkümmern, 
können sie nie zur Blüte und Reife gelangen. Die von Kant 
formulierte "Befreiung aus der selbstverschuldeten Unmün­
digkeit" droht so verloren zu gehen. 

Nur die vitale Praxis direkter Demokratie erhält uns somit 
eine Dimension der Freiheit und Verantwortungslust, die es 
braucht, um Zukunftsfragen (Frieden, faire Handelsbeziehun­
gen, Menschenrechte in einer globalen Wirtschaft, Klimawan­
del und so weiter) zu entscheiden und mit den Konsequenzen 
leben zu können. Nur die Entscheidungsfindung aller ist ein 
wirksamer Schutz gegen Lobbyismus und Korruption zuguns­
ten einiger weniger und zulasten aller anderen. 

 Andreas Beck, Münster

Demokratie kann eine für das Volk geschaffene Illusion zur 
Erhaltung des Friedens und Verhinderung von revolutionären 
Umstürzen in einer Gemeinschaft sein.

Das historische und persönliche Schicksal von Menschen 
begründet eine gelebte, erfahrene und somit kulturelle Ge­
meinsamkeit in einem Territorium, welche zu einem Volksver­
bund (dem Volk) führt. Die unzähligen Völker unserer Erde 
versuchen nun auf unterschiedlichste Weise dieses Miteinander 
in der Gruppe durch von Menschen geschaffene Regeln, zum 
Wohle einzelner, weniger oder vieler Beteiligter festzulegen. 

Eine der Möglichkeiten in der zivilisierten westlichen Welt 
ist die Staatsform der Demokratie, eine andere Form der Ge­
meinschaft wäre zum Beispiel ein Buschvolk in den Urwäldern 

Brasiliens. Innerhalb beider Völker finden die Menschenrechte  
Art.1 „Alle Menschen sind frei und gleich an Würde und Rech­
ten geboren…“ ihre Anwendung, ob in einer Verfassung festge­
halten oder nicht. Diese natürlichen, existenziellen „Menschen­
rechte“ (wie Leben und Tod) als Errungenschaft der Demokratie 
darzustellen, ist irreführend und absurd. Eine demokratische 
Verfassung kann jedoch diese Menschenrechte mehr oder we­
niger schützen. 

Ich sehe es kritisch, natürliche, existenzielle oder auch „Gott 
geschaffene“ Geschenke/Rechte an das Lebewesen Mensch zu 
instrumentalisieren. Diese in einer zivilisierten westlichen Ver­
fassung von Menschen zu Recht festgehaltenen existenziellen 
Gegebenheiten, können meines Erachtens nicht zu einem po­
litischen Anspruch, einem Recht Einzelner innerhalb eines 
Volksverbundes mit von Menschen geschaffenen, künstlichen 
Regelwerken führen. 

 Anja Klemm, Dortmund

Der Verfasser des Artikels ist Schweizer Bürger und mit sei­
nem Land nicht einverstanden, wenn eine Volksabstimmung 
nicht in seinem Sinne ausgeht. Er ist kein guter Verlierer und 
grollt dem Souverän. Das geht sogar so weit, dass er die direkte 
Demokratie schwächt, indem er dem Bürger ein Verfassungs­
gericht vor die Nase setzen wollte. Es soll dem Souverän dann 
sagen, wie er zu leben hat. Also: Wo·sind unsere brauchbaren 
Vorbilder? Ein gutes Vorbild hatte ich in Barbara H., mit der 
ich in Berlin Unterschriften für den bundesweiten Volksent­
scheid gesammelt habe. Ihr war das Gespräch wichtig, mit den 
Mitmenschen in Beziehung zu treten. Ob sie unser Ziel heute 
oder in 50 Jahren erreicht, stand an zweiter Stelle. Diese Ge­
lassenheit wünsche ich uns allen, bis wir uns zu einem guten 
Souverän entwickelt haben. Ein Souverän darf übrigens nicht 
alles, zum Beispiel töten und stehlen darf er nicht, aber er darf 
abstimmen. Er darf auch erwarten, dass seine Entscheidung 
ernst genommen wird. 

 Heidrum Kündiger, Radolfzell

LESERBRIEFE 
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